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Johan Galtung

Europa — bipolar, bizentrisch oder kooperativ?

Nadi zwei Jahrzehnten des Patts in Europa, 
in denen der österreichische Staatsvertrag von 
1955 das einzige bedeutsame Ereignis war, 
das von den Positionen des Kalten Krieges 
wegführte, hat die europäische Lage in den 
letzten vier oder fünf Jahren eine erhebliche 
Dynamisierung erfahren. Europa ist irgendwie 
im Aufbruch. Aber ist dies ein Aufbruch zum 
Frieden? Offensichtlich hängt das sowohl da-
von ab, welchen Begriff von „Frieden" man 
hat, als auch davon, welche Vorstellung von 
der Natur der europäischen Dynamik man sich 
macht. Dies soll hier im Rückgriff auf die in 
dem Buch „Co-operation i 1n Europe" ) entwik-
kelten Thesen erörtert werden.

1) Oslo 1970, besonders Teil I: Analysis and Re-
commendation, S. 7—103.

I. Einleitung

Eine Hauptthese des genannten Buches lautet, 
daß Frieden nicht nur absentia belli, sondern 
auch Abwesenheit von Ausbeutung 2) — öko-
nomischer, politischer, militärischer, kulturel-
ler — eines jeden einzelnen durch den ande-
ren ist. Für „Abwesenheit von Krieg", ein-
schließlich der Abwesenheit von Drohung mit 
und Furcht vor Krieg, wird häufig ein ande-
rer, moderner Begriff gebraucht: Sicherheit. 
Frieden ist ein umfassenderes und ehrgeizige-
res Ziel; folglich ist „Friedensforschung" we-
sentlich umfassender als „Sicherheitsfor-
schung". Frieden ist mehr als überleben: er 
beinhaltet die autonome und gerechte Entfal-
tung aller Teile eines Ganzen nach deren Nei-
gung, bis hinunter zur autonomen Entfaltung 
des Individuums, welches stets die Grundein-
heit und der alleinige Adressat politischen 
Strebens ist.

2) Der Begriff „Asymmetrie" wird in dem Buch zur 
Beschreibung einer großen Gruppe von Phäno-
menen verwendet, von denen die „Ausbeutung" 
die wichtigste Untergruppe ist.

3) A. a. O., S. 18. Die Reihenfolge der fünf Bedin-
gungen haben wir ein wenig geändert. Natürlich 
bezeichnen diese Bedingungen einen Idealzustand; 
die wichtigste Frage ist, ob die Tendenz in die 
Richtung der Erfüllung dieser Bedingungen geht 
«der ob sie davon weg führt.

Unsere Hauptthese lautet also, daß Frieden 
eine Struktur besitzt und daß diese Struktur 
sich bis zum gewissen Grade selbst festigt. Sie 
ist sowohl Mittel zum Frieden als auch Frie-
den selbst. Frieden ist kein Zustand; er ist 
ein Kampf, ein Streit, ein Prozeß zur Entwick-
lung und Erhaltung dieser Struktur. Einig

3

e 
Elemente dieser Struktur lassen sich in Form 
von Arbeitshypothesen erfassen. Wir haben 
sie in dem obengenannten Buch aufgestellt 
und wiederholen sie hier zur Information ):
1. Symbiose — das Ausmaß, in dem eine tat-
sächliche Interdependenz der einzelnen Teile 
besteht, die so weit geht, daß eine Schädigung 
des Nachbarn eigenen Schaden bedeutet.
2. Symmetrie — das Ausmaß, in dem diese 
Interdependenz symmetrisch ist, so daß jeder 
einzelne gleich stark vom anderen abhängt, 
keine Seite mehr als die andere profitiert, 
keine Partei die andere beherrscht oder aus-
beutet.



3. Homologie — das Ausmaß, in dem die 
Parteien strukturell gleichartig sind, so daß 
die Interdependenz erleichtert wird, da jeder 
einzelne stets seinen Gegenspieler auf der 
anderen Seite finden kann.
4 . Entropie — das Ausmaß, in dem die Par-
teien sich in ihren Beziehungen zueinander 
vermischen und verflechten, und zwar nicht 
nur große Mächte untereinander, sondern gro-
ße mit kleinen, kleine mit kleinen; nicht nur 
Regierungen untereinander, sondern staatliche 
mit privaten, private mit privaten Institutio-
nen (wobei „privat" hier als „nicht-ministe-
riell" definiert ist).
5 . Transzendenz — das Ausmaß, in dem ein 
übergeordneter Akteur gefunden wird, zum 
Beispiel ein zwischenstaatliches Gremium, in 
welchem die Parteien sich treffen, beraten, 
verhandeln, entscheiden, Konflikte lösen kön-
nen etc.
Diese sogenannte Friedensstruktur setzt kei-
neswegs die Konvergenz der beiden unter-
schiedlichen Systeme in Europa voraus, doch 
möchte man vielleicht auf sie Bezug nehmen. 
„Zentralverwaltungs"- und „Markt"-wirt-
schaft sind wohl die treffendsten Begriffe; wir 
bevorzugen jedoch die kürzeren Bezeichnun-
gen „Sozialismus" und „Kapitalismus“, da sie 
die gängigen sind. Es wird also keine Konver-
genz, sondern lediglich eine nicht-ausbeuteri-
sche, beiden Seiten nützende Interdependenz 

genden Gleichartigkeit schon deshalb gering, 
weil die europäischen Staaten sämtlich Indu-
striestaaten sind, „moderne" Gemeinwesen, 
die derselben europäischen Szenerie entstam-
men.
Aber selbst wenn man diese Gleichartigkeit, 
die es allen Staaten Europas ermöglicht, in 
denselben zwischenstaatlichen Organisationen 
sinnvoll mitzuwirken4), als gegeben ansieht, 
ist der Weg zu einer Symbiose mit Symmetrie 
nicht leicht. Darüber hinaus zeigen die beiden 
letztgenannten Bedingungen oder Annahmen, 
daß dies nicht nur eine bilaterale Angelegen-
heit zwischen Regierungen, speziell zwischen 
Regierungen großer Staaten, sein kann. Audi 
Regierungen kleiner Staaten und „Nicht-Regie-
rungen" müssen aktiv und sinnvoll in ein eng-
maschiges, komplexes Netz von Beziehungen 
hineingenommen werden. Es muß auch ein 
starkes multilaterales Element vorhanden sein, 
damit die Konflikte offen und auf breiter Ba-
sis artikuliert und möglicherweise auch mit 
allen in einem umfassenderen Rahmen verfüg-
baren Mechanismen gelöst werden können. So 
verweist die Bedingung der „Entropie“ auf die 
Einbeziehung jeder einzelnen Regierung un-
terhalb der Ebene der großen Staaten und die 
Bedingung der „Transzendenz" auf die Not-
wendigkeit eines über den einzelnen Regierun-
gen stehenden Gremiums.

1. Abschreckung. Wie immer man zu der mög-
lichen Unvermeidbarkeit oder Notwendigkeit
von Abschreckung im Nachkriegseuropa steht,
es scheint heute ein relativ hohes Maß an Kon-
sens darüber zu bestehen, daß Abschreckung 
auf die Dauer keine Lösung ist — zumindest

Die fünf obengenannten Punkte vermitteln 
eine Vorstellung davon, was aktive iried- 
liehe Koexistenz bedeuten könnte. Die der-
zeitigen europäischen Gegebenheiten sind da-
von weit entfernt, und es ist auch keineswegs 
klar, ob Europa sich überhaupt in diese Rich-
tung bewegt. Das Nachkriegseuropa hat bis-
lang eine Struktur, die sich mit „weder Frie-
den noch Krieg" beschreiben läßt — Unfrieden 
oder „Friedlosigkeit“ 5) wäre der richtige Aus-
druck. Entfernt sich Europa heute von dieser 
Struktur der Friedlosigkeit, ist es auf dem 
Wege zu einer Struktur des Friedens?

II. Drei falsche Ansätze

Zunächst sollen drei falsche Ansätze bei der 
Suche nach Frieden in Europa erörtert werden, 
die alle auf die eine oder andere Weise die 
Negation der oben beschriebenen Friedens-
struktur darstellen: 

njeht als alleinige Grundlage für „Frieden“ 
Selbst wenn sie nicht zu Krieg führt (als Folge 
des Bemühens, ein weiteres Erstarken des
4) Dier Politik des Westens, die DDR aus diesen 
Organisationen auszuschließen, geht nun glüd 
licherweise allmählich zu Ende, so wie es audh 261 
der Volksrepublik China der Fall war. Die Gefah-
ren, der politische Schaden und die Versäumniss 
für die diese Politik verantwortlich ist, sind schwer 
abzuschätzen und noch schwerer wiedergutzu-
machen. ,1
5) Professor Sugata Dasgupta hat diesen treffenden 
Ausdruck geprägt.



Gegners zu verhindern, eines technischen oder 
menschlichen Irrtums oder der Ausweitung 
eines begrenzten lokalen Konfliktes), hat Ab-
schreckung wenigstens drei andere schädliche 
Konsequenzen: sie führt zu einem Rüstungs-
wettlauf, der im Hinblick auf sämtliche Res-
sourcen (Geld, Energie, menschliche Arbeits-
kraft, Initiative) kostspielig ist; sie führt zur 
Allianzbildung, die tendenziell hegemoniale 
Bestrebungen verstärkt,
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 auch wenn die Groß-
macht selbst dies vielleicht nicht wünscht; und 
sie führt zur allgemeinen Polarisierung der bei-
den Lager, zu einer künstlich reduzierten In-
teraktion zwischen den Lagern. Schließlich ist 
Abschreckung nur dann sinnvoll, wenn sie 
glaubwürdig ist, und glaubwürdig wird sie 
nur, wenn irgendwo in einem der beiden Lager 
eine nachweisbare Bereitschaft besteht, we-
sentliche Teile der anderen Seite auszuradie-
ren, zu töten, zu vernichten. Diese Bereit-
schaft ist nicht aufrechtzuerhalten, wenn kei-
nerlei Elemente der Polarisierung vorhanden 
sind. Daraus folgt: Obzwar Abschreckung und 
Sicherheit einander nicht ausschließen, schlie-
ßen Abschreckung und Frieden im weiteren 
Sinne einander aus. Abschreckung setzt Bi-
polarität voraus ).
2. Abrüstung. Angesichts der Unzufriedenheit 
mit der Abschreckung kommt naturgemäß der 
Gedanke an Abrüstungsmaßnahmen auf. Wenn 
Rüstung eine notwendige Bedingung für Krieg 
ist, dann müßte Abwesenheit von Rüstung 
eine zureichende Bedingung für Abwesenheit 
von Krieg, d. h. für Sicherheit sein. Daraus 
ergibt sich eine Fülle von Vorschlägen, Teile 
von Europa (gewöhnlich im Zentrum, aber ge-
legentlich ganz Mitteleuropa von Norden bis 
Süden) in bezug auf einige oder gar alle Arten 
von militärischem „hardware" (Waffen) oder 
„Software" (Menschen) einzufrieren, zu ver-
dünnen oder zu entblößen. Derlei Erwägungen 
können von strategischen Waffen (SALT) bis 
zu Streitkräften (MBFR) gehen und werden 
gewöhnlich die 1961 aufgestellten Mc-Cloy-
Zorin-Axiome gebührend berücksichtigen ): 
daß die Abrüstung ausgewogen sein müßte 
(was offensichtlich den überflüssigen Begriff 
„beiderseitig" beinhaltet) und ein gewisses 
Maß an Kontrolle einschließen sollte.
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6) Dies heißt natürlich nicht, daß Sicherheit und 
Frieden einander ausschließen. Ein Sicherheits-
System kann sogar auf einer militärischen Grund-
lage aufgebaut werden und kooperativ sein, näm-
lich im Falle von kollektiver Sicherheit. In die-
ser Art von Sicherheitssystem gibt es unter Um-
ständen nicht einmal einen Widerspruch zwischen 
Sicherheit und Abrüstung.
7) Zu einer Analyse hierzu vgl. Johan Galtung, 
Two Approaches to Disarmament: the Legalist and 
the Structuralist, in: Journal of Peace Research, 
1967, S. 161—195.

Daß derlei Vorschläge keinen Erfolg hatten, 
liegt nicht daran, daß man bisher noch nicht 
die richtige Formel gefunden hat, sondern 
daran, daß das Modell, der ganze Gedanke 
falsch gewesen ist. Dafür gibt es mehrere 
Gründe.
Erstens: Der Schritt zur Abrüstung ist — selbst 
wenn tatsächlich vollzogen — als solcher noch 
kein Schritt zu einer Friedensstruktur in Eu-
ropa. Er bedeutet lediglich, daß das Maß der 
Rüstung innerhalb einer Struktur der Fried-
losigkeit geringer wird. Das mag aus mancher-
lei Gründen gut sein, vor allem deshalb, weil 
Rüstung kostspielig ist und sowohl „hard-
ware" als auch „Software" von anderen, wert-
volleren Aufgaben abgezogen werden. Wenn 
aber die durch Abrüstungsmaßnahmen freige-
setzten Ressourcen lediglich in die bestehende 
Struktur hineingepumpt werden, ohne daß da-
mit ein Wandel der gesamteuropäischen Struk-
tur verknüpft ist, dann ist man dem Frieden 
— ja, selbst der Sicherheit — nicht notwendig 
nähergekommen.

Zweilens; Man mag einwenden, daß dieses Ar-
gument die Möglichkeit der Kontrolle mensch-
licher und technischer Irrtümer etc. außer acht 
läßt. Aber dies ist nicht primär eine Frage der 
Abrüstung; dies ist Sache der Rüstungskon-
trolle, die als eine Form der Perfektionierung 
der Abschreckungsmechanismen angesehen 
werden kann. Rüstungskontrolle ist für den 
„Machtmarkt", was staatliche Sicherung gegen 
Trusts etc. für den ökonomischen Markt sind: 
eine Projektion des freien Wettbewerbs. Beide 
Systeme arbeiten nach derselben Grund-
annahme, die da heißt: wenn alle Parteien da-
nach streben, reich/sicher zu sein, wird das ge-
samte System reich/sicher sein. Beide Proposi-
tionen sind bestenfalls in bestimmten Grenzen 
richtig. Jenseits dieser Grenzen führt das kon-
kurrenzorientierte Streben nach Reichtum 
durch Erschöpfung der Ressourcen und Um-
weltverschmutzung (pollution) zu öffentlicher 
Armut, und das konkurrenzorientierte Streben 
nach Sicherheit führt zu belastenden Rüstungs-
wettläufen und der damit verbundenen Un-
sicherheit — und zwar zusätzlich zur Erschöp-
fung der Ressourcen und Umweltverschmut-
zung. Wie dem auch sei, dies fällt nicht in den 
Bereich der Abrüstung.

Drittens: Was wir bisher gesehen haben, war 
lediglich Rüstungskontrolle und sicherlich nicht 
Abrüstung, geschweige denn Abrüstungskon-
trolle. Ein Grund dafür ist, daß die Militär-
maschinerie in beiden Teilen Europas fester 
Bestandteil der gesamten sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Struktur ist und eine ein-
deutige Funktion hat. Weitere Gründe sind, 



daß die beiden Bedingungen der „Ausgewo-
genheit" und der „Kontrolle“ eine tatsächliche 
Vorwärtsentwicklung bisher unmöglich ge-
macht haben. Auf beiden Seiten hat es immer 
starke Kräfte gegeben, die mit Nachdruck be-
haupteten, daß jed
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er bisher vollzogene Schritt 
unausgewogen und zum eigenen Schaden ge-
wesen sei und das die Gegenseite einen 
ständig Übervorteile. Weniger offenkundige 
Gründe wären, daß die vorrangige Betonung 
der „Ausgewogenheit" das Abschreckungs-
denken verstärkt und die gesamte Militärma-
schinerie verfestigt, daß das nachdrückliche 
Bestehen auf „Kontrolle" allgemein als Anreiz 
zur Entwicklung neuer Militärtechnologien 
dient, welche sich jeglichen Kontrollbemühun-
gen entziehen ).
Anders ausgedrückt, kann man folgende These 
aufstellen: Während Rüstungskontrolle die 
Militärmaschinerie lediglich perfektioniert, 
können Abrüstungsmaßnahmen, die sich nur 

tigste Punkt ist jedoch, daß, solange es keine 
Friedensstruktur gibt, eine mit ziemlicher 
Sicherheit aus der Struktur der Friedlosig-
keit 9) erwachsende neue Krise lediglich zur 
Wiederaufrüstung sowohl im Bereich des 
„hardware" als auch des „Software" führen 
wird. Dies würde natürlich erschwert, wenn 
die Abrüstungsmaßnahmen wirklich durchgrei-
fend wären, und dazu gehören auch die Vor-
schläge, Rüstungsproduktionsanlagen abzu-
bauen und die Militärbündnisse aufzulösen. 
Wenn zudem die Militärforschung auf irgend-
eine Weise kontrolliert und das Rüstungsvo-
lumen wirklich auf ein dem „Hausgebrauch" 
angemessenes Minimum reduziert würde (wo-
bei es ein anderes Problem ist, wer diese 
Maschinerie kontrollieren soll?), dann könnte 
Abrüstung möglicherweise sogar im Rahmen 
einer friedlosen Struktur zu Sicherheit führen. 
Wir vertreten hier jedoch den Standpunkt, 
daß dies erstens nicht geschehen wird und daß 
es zweitens, selbst wenn es geschähe, einen 
viel besseren Weg zum Frieden gibt, nämlich, 
die polarisierte Struktur abzubauen und an 
deren Stelle eine Friedensstruktur aufzubauen, 
in welcher die Parteien in Interdependenz ge-
raten.

3. Kooperation ohne Gleichberechtigung. 
Kooperation ist mithin die Devise, unter wel-
cher der „new look" der Friedensstrategie

8) Zu einer Analyse hierzu vgl. Johan Galtung, 
The War System, unveröffentlichtes Manuskript 
des PRIO, 1971a.
9) Gründe für diese Proposition sind in dem unter 
Anmerkung 1 genannten Text, Teil II, dargelegt. 

heute in Europa vorangetrieben wird. Aber 
hier haben wir wieder das Problem einer 
falschen Annahme. Es scheint zunehmende 
Einigkeit darüber zu herrschen, daß Sicher-
heit sich nicht proportional verhält zum Grad 
der Rüstung, Abschreckung und Polarisierung; 
aber daraus folgt andererseits nicht, daß sie 
sich zum Grad der Interaktion im allgemeinen 
und des Warenhandels im besonderen pro-
portional verhält. Das ausschlaggebende Mo-
ment ist vielmehr, um welche Art von Inter-
aktion es sich handelt. Die Interaktion zwi-
schen einem Sklaven und einem Sklavenhal-
ter kann durchaus für beide kurzfristige „Si-
cherheit" bringen, dann nämlich, wenn der 
Sklave durch die Ausbeutung geistig und 
körperlich so apathisch wird, daß die Anwen-
dung direkter Gewalt seine Kräfte übersteigt, 
und wenn der Sklavenhalter so viel Macht 
und Selbstvertrauen gewinnt, daß er derlei 
Gewalt nicht auszuüben braucht. Aber wir 
würden dieses Verhältnis sicherlich nicht als 

nen Frieden gab. Im Gegenteil: Die beiden 
Verhaltensmuster waren zwar symbiotisch, 
aber bei weitem nicht symmetrisch, und daher 
boten sie auch nur kurzfristige Sicherheit. 
Beide führten am Ende zur Gewaltanwen-
dung im großen Maßstab, weil die immanente 
strukturelle Gewalt einerseits direkte Ge-
walt aus Notwehr (Befreiungskriege) und an-
dererseits Gegengewalt zur Erhaltung des 
Status quo (konterrevolutionäre, repressive 
Gewalt) nach sich zog. Kommen wir nun zum 
Schluß: Wenn es zuträfe, daß Frieden und 
Handel einander entsprechen, dann gäbe es 
keinen Grund dafür, warum zwischen den 
entwickelten und den unterentwickelten Län-
dern (wie die ehemaligen Kolonialländer und 
ihre Kolonien heute genannt werden) nicht 
„Friede" herrschen sollte. Und wenn es zu-
träfe, daß Frieden und Rüstung einander ent-
sprechen, dann bestünde zwischen kapitalisti-
schen und sozialistischen Ländern ein fabelhaf-
ter Frieden. Keines von beiden trifft zu, und 
es hat auch keinerlei Abrüstung gegeben. Was 
aber unzweifelhaft zutrifft, ist, daß sowohl der 
Grad des Handels als auch der Grad der Rü-
stung im Verhältnis zu den politischen und 
ökonomischen Profiten bestimmter Gruppen 
stehen; gegenteilige Ansichten können guten 
Gewissens in den Bereich der Rationalisierun-
gen verwiesen werden. Abrüstung ohne Ko-
operation ist ebensowenig ein Weg zum Frie-
den wie Kooperation ohne Gleichberechtigung 
(equity).

Wo stehen wir nun mit diesen drei falschen 
Ansätzen nach den neueren Entwicklungen 



in Europa? Diese Frage wollen wir unter 
fünf Gesichtspunkten erörtern:

Das Nord-Süd-Element im Ost-West-Konflikt;

Fragen, die das Ende des Zweiten Weltkrieges 
ungelöst ließ;

das Problem des Mißtrauens;
der Rüstungswettlauf und die Bemühungen, ihn 
zu bremsen;
die Teilung Europas in zwei Blöcke.
Diese fünf Themenkreise sind konkreter und 
entsprechen eher der Art und Weise, wie 
Politiker, Journalisten und die große Öffent-
lichkeit die „europäischen Probleme" ein-
ordnen würden. Sie sind jedoch mit den in 

der Einleitung verwendeten mehr theoreti-
schen Kategorien verknüpft. Genauer: Der 
„Nord-Süd-Aspekt" hat offensichtlich mit der 
Bedingung der Symmetrie und die „Teilung 
Europas in zwei Blöcke" hat sowohl mit der 
Bedingung der Symbiose als auch denen der 
Entropie und Transzendenz zu tun. Nicht erfaßt 
sind die „ungelösten Fragen" und das „Pro-
blem des Mißtrauens" — denn dies sind keine 
theoretischen Kategorien, sondern höchst kon-
krete, aus einer höchst konkreten Situation 
entstandene Fragen — sowie die Bedingung 
der Homologie, die — wie oben erwähnt •— 
als relativ unproblematisch betrachtet wird.
Wir gehen im weiteren von der Annahme 
aus, daß die genannten fünf Momente die 
Hauptkomponenten des „Kalten Krieges" sind.

III. Das Nord-Süd-Element im Ost-West-Konflikt

Als der Kalte Krieg seinen Höhepunkt er-
reicht hatte und bevor die „Entspannung“ in 
der Mitte der 60er Jahre einsetzte, war es 
allgemein üblich, Befreiungskriege in der 
Dritten Welt auf den Ost-West-Konflikt zu-
rückzuführen und als Übertragung einer im 
Grunde europäischen Situation auf den Schau-
platz der (Neo-)Kolonien in Asien, Afrika 
und Lateinamerika anzusehen, wobei der 
Osten die subversive und der Westen die 
„superversive" Rolle spielte. Dieses Bild vom 
„stellvertretenden Krieg" war für europäische 
Gemüter tröstlich, vermittelte es ihnen doch 
das Gefühl, immer noch das Zentrum der 
Welt zu sein. Die Rolle der einheimischen 
Revolutionäre und Reaktionäre wurde auf die 
der Bauern im Schachspiel reduziert: man 
sprach ihnen jegliche Autonomie ab I0).

10) Der Gedanke ist augenblicklich (Dezember 1971) 
wieder aktuell, und zwar im Zusammenhang mit 
dem Krieg in Ostpakistan. Eine Funktion dieser 
Denkungsart besteht darin, außenpolitische Ereig-
nisse auf eben jenes Modell von internationalen 
Beziehungen zu übertragen, da es schlüssiger wirkt, 
wenn es gerade internationale Beziehungen sind, 
womit z. B. der nationale Befreiungskampf der 
Bengalen ausgeklammert wird.

Dem Gegenbild — dem Nord-Süd-Element des 
Konfliktes in Europa — ist nie dieselbe Beach-
tung geschenkt worden, doch scheint dies ein 
besserer Schlüssel zum Verständnis der Vor-
gänge zu sein, die sich in unserem Jahrhun-
dert in Europa abgespielt haben, als die stra-
tegischen Theorien, in denen die Großmächte 
die Hauptakteure sind. Unter historischem Ge-
sichtspunkt betrachtet, ist das wichtigste Er-

eignis, das in diesem Jahrhundert in Europa 
stattiand, der — von der Sowjetunion bereits 
1917 eingeleitete — Rückzug Osteuropas von 
der kapitalistischen Arbeitsteilung, bei der es 
im großen und ganzen die Rolle der Kolonie 
gespielt hatte. Wir definieren demnach kapita-
listische Arbeitsteilung zwischen Zentral-
und Peripherienationen mit den Begriffen 
der klassischen Produktionsfaktoren (deren 
freier Fluß unterstellt wird, so daß ihr opti-
maler Einsatz gewährleistet ist):

Diese Arbeitsteilung kann in und zwischen 
Ländern stattfinden. Sie ist symbiotisch und 
führt zu Interdependenz, da keine Seite ohne 
die andere auskommt. Aber sie ist gewiß 
nicht symmetrisch, sondern ausbeuterisch. 
Mehrwert wird enteignet und angeeignet. Die 
wichtigsten „spin-off "-Auswirkungen wie 
Zweigindustrien, Forschung, Verwaltung, mi-
litärische Erfolge, Bildung usw. — allesamt 
eine Folge dieser Arbeitseinteilung — bleiben 
im Zentrum. Eine dieser „spin-off"-Auswir-
kungen ist die Macht, die realen Austausch-
verhältnisse (terms of trade) so bestimmen 
zu können, daß die Menge der zum Erwerb 
einer gegebenen Menge von Investitionsgü-



tern benötigten Rohstoffe im Laufe der Zeit 
— außer in Kriegszeiten — zunimmt.
Wir wollen in der Erörterung dieses spe-
ziellen Phänomens nicht ins Detail gehen, 
sondern lediglich kurz festhalten, daß die 
kapitalistischen Länder zur Aufrechterhaltung 
dieser Arbeitsteilung gewöhnlich drei Stra-
tegien angewendet haben:
1. Spaltung der Peripherienationen unter-
einander (Zersplitterung);
2. Einsatz einer kleinen einheimischen Elite 
als Brückenkopf (Durchdringung) für ihre Ope-
rationen gegen großzügige Entlohnung (d. h., 
der einheimischen Elite wird der gleiche Le-
bensstandard zugestanden, den sie als Teil 
der Elite des Zentrums hätte, häufig sogar 
die gleichberechtigte Beteiligung am Ent-
scheidungsprozeß), und
3. begrenzte Beteiligung der eigenen Bevöl-
kerungsmassen an den Gewinnen durch eine 
bestimmte Distributionspolitik und die Ge-
währung von Verfügungsgewalt über Ressour-
cen, so daß die Massen in den Zentren auch 
ein elementares Interesse an der Aufrecht-
erhaltung des kapitalistischen Systems ent-
wickeln.
Daraus entsteht eine verwerfliche, doch sta-
bile Struktur. Ihre Verwerflichkeit bleibt dem 
naiven volkswirtschaftlichen Beobachter inso-
fern verborgen, als das wirtschaftliche Wachs-
tum, das den Eliten in der Peripherie zugute 
kommt, häufig sehr rasch ist, so daß die Wirt-
schaft pro Kopf des Peripherielandes ein ge-
wisses durchschnittliches Wachstum aufweist. 
Auch den Augen des naiven politischen Be-
obachters ist sie verborgen, weil er die Welt 
so betrachtet, als seien die einzelnen Staaten 
autonome Akteure und die Eliten nicht — 
z. B. in der oben beschriebenen Weise — an-
einander gebunden.
Wenn dies ein Mode 11ll )  für die bisherigen 
Ost-West-Beziehungen in Europa ist, dann ver-
wundert es nicht, daß sich Völker aus sol-
chen Beziehungen zurückziehen möchten! 
Ebensowenig überrascht es, wenn sie in die-
sem Prozeß einen erbitterten Kampf gegen 
die wirtschaftlichen Eliten in ihrem eigenen 
Land („Weiße") und in dem sie beherrschen-
den Land („Interventionisten") führen müs-
sen — und sich dabei erbitterte emigres und 
erbitterte Feinde schaffen. Zuweilen (wenn

11) Zu einer detaillierten Darstellung dieses Mo-
dells siehe Johan Galtung, A Structural Theory of 
Imperialism, in: Journal of Peace Research, 1971b, 
S. 81—117; deutsch in: Dieter Senghaas, Hrsg., 
Imperialismus und strukturelle Gewalt, Frank-
furt/M. 1972. 

die dritte der obengenannten Strategien er-
folgreich war) richtete sich der Kampf auch 
gegen die Masse der Bevölkerung im beherr-
schenden Land (allgemeiner „Antikommunis-
mus"). War dieser Kampf gewonnen, dann 
wurde er mit brutaler Härte gegen tatsäch-
liche und eingebildete innere und äußere 
Feinde fortgesetzt. Gewiß geht es in der euro-
päischen Geschichte des 20. Jahrhunderts um 
mehr als dieses Thema, aber es auszulassen 
(wie das in westlichen Büchern gewöhnlich 
geschieht), führt zu Fehlinterpretationen. Mit 
den halbfeudalen osteuropäischen Regimen 
mußte etwas Entscheidendes geschehen: sie 
mußten aus ihrer Abhängigkeit herauskom-
men.

Der Westen vergißt oft, daß Hitlers „Drang 
nach Osten" in gewisser Weise dem entspre-
chenden europäisch-amerikanischen Vordrin-
gen westwärts gegen die Indianer in Nord-
amerika glich. Es ging Hitler allerdings nicht 
nur darum, fremde Völker zu unterwerfen 
und ihnen die spezielle „Arbeitsteilung“ in 
extremer Form aufzuzwingen. Der „Drang 
nach Osten" ging einen Schritt weiter: er ver-
suchte buchstäblich, ganze Territorien durch 
Massenvernichtung zu leeren. Hitlers Krieg 
— das waren zwei sehr verschiedene Kriege: 
ein traditioneller Konkurrenzkrieg mit dem 
Westen, der das Problem der Einflußsphären 
lösen sollte, und ein Kolonisations- und Ver-
nichtungskrieg gegen den Osten. Für den 
Osten war es unmöglich, im Hitler-Regime 
nicht die extreme Version all dessen zu se-
hen, was ihm seit eh und je vom Westen 
widerfahren war. Und es ist unglaublich, daß 
der Westen offenbar nie ganz begriffen hat, 
was für eine Wirkung es auf den Osten hatte, 
als man sich so rasch mit dem deutschen Staat 
arrangierte, der sich später selbst zum Nach-
folgestaat erklärte; wie es auf den Osten 
wirkte, daß es ihm (dem Westen) erhebliche 
Schwierigkeiten bereitete, rückgängig zu ma-
chen, was die Nazis angerichtet hatten — ein-
schließlich der eigentlichen Entnazifizierung—, 
und daß er dann den westdeutschen Staat in 
beträchtlichem Umfang wiederbewaffnete und 
zu einer entscheidenden Kraft in der NATO 
machte. Alle Bemühungen, auf diese Tat-
sachen hinzuweisen, wurden als „Propaganda 
abgestempelt.

Der oben beschriebenen kapitalistischen Ar-
beitsteilung soll nun eine „sozialistische Ar-
beitsteilung' gegenübergestellt werden, die 
freilich nie deutlich formuliert worden ist 
Grob gesagt, könnte man darunter eine Ar-
beitsteilung verstehen, bei der die Gewinne 
und die „spin-off "-Auswirkungen gleichmäßi 



ger verteilt sind, und bei der es keine Aus-
beutung gibt. Man könnte ein solches System 
als horizontale Arbeitsteilung bezeichnen; so-
zialistische Arbeitsteilung wäre dann als ein 
Sonderfall der horizontalen Arbeitsteilung 
anzusehen.

Drei Arten von horizontaler Arbeitsteilung 
lassen sich definieren:

1. Beiderseitige Isolation: nichts wird ausge-
tauscht, Gewinne und Kosten sind gleich, da 
gleich Null;
2. beiderseitige Durchdringung (in der Praxis 
das Modell des Westens): die beiden Seiten 
durchdringen einander (jeder investiert beim 
anderen), wobei sie unterschiedliche Rollen 
in unterschiedlichen Bereichen spielen (Bei-
spiel: der eine ist führend in der mechanisch-
technischen Industrie, der andere in der Elek-
trochemie), so daß das Endergebnis ausge-
glichen ist;
3. sozialistische Arbeitsteilung (in der Praxis 
das Modell des Ostens): beide Seiten behal-
ten ihre Produktionsfaktoren, gegenseitige 
Durchdringung findet nicht statt; statt dessen 
werden Rohstoffe gegen Rohstoffe und Indu-
striegüter gegen Industriegüter getauscht (je 
nach dem Stand der technischen Entwicklung), 
und beide Seiten investieren in gemeinsame 
Unternehmen, wobei sie darauf achten, daß 
Gewinne und Kosten gleichmäßig verteilt 
sind.
Dies alles stellt ein Hauptthema der euro-
päischen Politik dar, und einer der wichtig-
sten Gründe für die Teilung Europas in zwei 
Blöcke ist die Tatsache, daß Osteuropa der 
kapitalistischen Arbeitsteilung eine Absage 
erteilt hat, ohne bisher eine voll wirksame 

Alternative entwickelt zu haben. Man darf 
mit Sicherheit annehmen, daß Westeuropa 
jederzeit bereit wäre, mit Osteuropa ins Ge-
schäft zu kommen, wenn die Möglichkeiten 
zur Praktizierung der kapitalistischen Arbeits-
teilung ihm wieder offenstünden. Der Osten 
hat dem die beiderseitige Isolation vorgezo-
gen; ein Handelsvolumen von etwa 5 Prozent 
des Gesamthandels jeder der beiden Gruppen 
in die andere Richtung kommt praktisch einer 
beiderseitigen Isolation gleich.

Andererseits ist innerhalb des Westens und 
innerhalb des Ostens, speziell innerhalb der 
beiden großen Wirtschaftsorganisationen, in 
letzter Zeit besonderer Nachdruck auf die 
Gleichberechtigung im Sinne der horizontalen 
Arbeitsteilung gelegt worden. Man darf sa-
gen, daß der Westen sich für die zweite der 
obengenannten Alternativen, die gegenseitige 
Durchdringung, entschieden hat, während der 
Osten noch dabei ist, die konkrete Bedeutung 
der sozialistischen Arbeitsteilung zu erfor-
schen. Wir werden später darauf zurückkom-
men. Vorläufig wollen wir nur das Haupt-
problem formulieren, so wie es sich uns dar-
stellt: Es kann keinen Frieden ohne Inter-
dependenz geben; ist die Interdependenz 
nicht symmetrisch oder horizontal, dann wird 
sie unter dem Aspekt des Friedens auf einem 
niedrigen Niveau stehen und damit unzurei-
chend sein; um horizontal und symbiotisch zu 
sein, wird sie vermutlich auf eine Kombination 
aus beiden Modellen, dem westlichen und dem 
östlichen, hinauslaufen müssen, die noch zu 
erarbeiten wäre. Der bisher bestehende ge-
ringe, aber zunehmende Handel — vor allem 
mit Rohstoffen von Ost nach West und Indu-
striegütern in umgekehrter Richtung — ist in 
hohem Maße vertikal.

IV. Ungelöste Fragen des Zweiten Weltkrieges

Der Ausgang des Zweiten Weltkrieges und 
seine Folgen haben ein wichtiges Problem 
gelöst, das Problem des Nationalsozialismus, 
und zwar durch physische Vernichtung. Nicht 
gelöst sind hingegen der aus dem 19. Jahr-
hundert überkommene Streit um die Grenzen 
des deutschen Staates sowie das von uns als 
Nord-Süd-Element in Europa bezeichnete Pro-
blem. Wenn auch die Westgrenze unumstrit-
ten war, so blieb die Ostgrenze doch ein 
Problem, da der Konflikt mit den Ländern im 
Osten viel tiefer ging. Vom Standpunkt des 
Ostens konnte eine dauerhafte Lösung gefun-

den werden12 ), wenn Deutschland 1. west-
wärts gedrängt, 2. gespalten und (oder) 3. der 
östliche Teil an den Osten gebunden wurde.

12) Man kann sagen, daß dies die Politik der So-
wjetunion seit der Mitte der fünfziger Jahre war. 
Unmittelbar nach dem Krieg lief die Politik eher 
auf ein wiedervereinigtes neutrales Deutschland 
hinaus.

Diese dreifache Lösung stand auch in Ein-
klang mit der Politik des Rückzugs aus der 
kapitalistischen Arbeitsteilung (die bis zum 
gewissen Grade auch innerhalb Deutschlands, 
und nicht nur dort, mit der östlichen Hälfte 



als Peripherie praktiziert worden war). Bei 
dieser Politik gab es eine große Schwierigkeit: 
West-Berlin existierte weiter als ein Vor-
posten des Westens, als „Messer an der 
Kehle".
Der Westen hatte vermutlich die ganze Zeit 
über zu Recht den Eindruck, daß die Nach-
kriegspolitik des Ostens eine übertriebene 
Reaktion gegen einen geschlagenen Feind, 
Hitler und seinen Nationalsozialismus, dar-
stellte. Der Osten hat versucht, seine Politik 
damit zu erklären, daß er vor einem Wieder-
erwachen des Nationalsozialismus auf der Hut 
sein müsse, hat dabei aber zweifelsohne, auch 
andere Absichten verfolgt. Lassen wir die Mo-
tive einmal beiseite: Nach dem Kriege sah 
die Landkarte Europas anders aus, waren die 
Wirtschaftsbeziehungen andere und waren 

Menschen als Kriegsflüchtlinge oder politi-
sche Flüchtlinge in andere Teile der Welt ver-
schlagen worden. Am stärksten betroffen war 
die deutsche Nation.
Was sich auf diesem Gebiet in jüngster Zeit 
ereignet hat, ist zweifellos vielversprechend: 
Die Bundesrepublik Deutschland akzeptiert all-
mählich den Status quo, und zwar einschließ-
lich seiner territorialen und politischen Kon-
sequenzen, auch wenn sie damit noch nicht 

unbedingt die Prämissen billigt. Die 1972 rati-
fizierten Bonner Verträge mit Warschau und 
Moskau, die Berlin-Verhandlungen, die inner-
deutschen Gespräche — all diese Vorgänge 
weisen in ein und dieselbe Richtung, d. h. im 
Westen setzt sich mehr und mehr die Einsicht 
durch, daß ein endgültiger Schlußstrich unter 
die Vergangenheit gezogen werden muß. Das 
Wort „Wiedervereinigung" (der beiden deut-
schen Staaten) ist nur noch selten zu hören. 
Hätte es in der Tschechoslowakei keinen 
August 1968 gegeben, dann wäre wohl — 
früher oder später — auch ein Vertrag mit 
Prag zustande gekommen.

Mit der Ratifizierung dieser Vertragswerke 
wird Bundeskanzler Brandt als ein Mann in 
die Geschichte eingehen, der sein Teil dazu 
beigetragen hat, einige der ungelösten Fra-
gen des Zweiten Weltkrieges zu klären.

Aber man darf dies alles nicht mit einer Frie-
denspolitik verwechseln. Die Beseitigung der 
Überreste einer alten Struktur und die Aner-
kennung des Unvermeidlichen sind eine not-
wendige, aber keine zureichende Bedingung 
für den Aufbau einer neuen Struktur. Alles 
hängt davon ab, welche anderen Schritte zur 
gleichen Zeit unternommen werden.

V. Das Problem des Mißtrauens

Das mangelnde Vertrauen im Ost-West-
System kann nicht allein auf semantische Fra-
gen und Mißverständnisse reduziert werden. 
Es hat sehr reale Gründe. Wie immer man die 
Ursachen beurteilt, es ist eine Tatsache, daß 
US-amerikanische und sowjetische Truppen in 
West- bzw. Osteuropa stationiert sind, daß 
zwei militärische Organisationen entstanden 
sind, daß alle Mitglieder des einen Bündnisses 
dem gleichen sozioökonomischen System an-
gehören und alle Mitglieder des anderen dem 
anderen System. Die Konfrontation ist offen-
kundig und hat sich nach den aus der Kon-
fliktdynamik wohlbekannten Prinzipien weit-
gehend selbst verschärft. Doch es besteht kein 
Zweifel darüber, daß eine solche Teilung im 
Laufe der Zeit institutionalisiert werden kann, 
und vieles, was für Entspannung gehalten 
wird, ist schlicht und einfach Gewöhnung an 
diese Teilung Europas in zwei Lager.

Die ersfe Regel der Koexistenz — Verständ-
nis für das Entstehen und das Vorhandensein 
von zwei Lagern — ergibt sich einerseits aus 
der wachsenden Einsicht des Westens, daß 
mit den halbfeudalen, vorkapitalistischen Re-

gimen im Osten etwas Entscheidendes gesche-
hen mußte, andererseits aus der gleichfalls 
vorhandenen Einsicht des Ostens, daß Revo-
lutionen im Westen weder unvermeidlich noch 
notwendig der richtige Weg zum Fortschritt 
sind.
Die zweite Regel betrifft die Versuche, die 
andere Seite durch unterschiedliche Behand-
lung ihrer Mitglieder in sich zu spalten. Eine 
Politik des Westens, welche die Sowjetunion 
und/oder die Deutsche Demokratische Repu-
blik anders behandelt als die übrigen fünf 
Mitgliedstaaten des Warschauer Paktes, stößt 
sofort (berechtigt oder unberechtigt) auf Res-
sentiments und Mißtrauen, und genau densel-
ben Mechanismus löst eine Politik des Ostens 
aus, wenn sie einzelne Partner der anderen 
Seite, sei es England, Frankreich, die Bundes-
republik Deutschland oder sonst ein Mitglied 
der NATO, bevorzugt behandelt. Bemühungen, 
solche Mitglieder des gegnerischen Lagers zu 
fördern, die der führenden Nation ihres Lagers 
offen kritisch gegenüberstehen, stoßen au 
ganz besondere Ablehnung. Die Regel ist sim 
pel: Es gilt die Lager als solche zu respektieren 



und nicht zu versuchen, ein Mitglied gegen ein 
anderes auszuspielen. Dies ist zweifellos eine 
Regel, die der Spaltung wehren soll.

Die dritte Regel betrifft die subversive Tätig-
keit in den Ländern des gegnerischen Lagers, 
mit anderen Worten die Versuche, politische 
Brückenköpfe zu errichten. Der Osten sieht 
natürlich in den westlichen multinationalen 
Konzernen diejenigen, die genau dies tun, und 
der Westen sieht Kommunistische Parteien 
und progressive Organisationen im gleichen 
Licht; beide beobachten wachsam die politische 
Werbetätigkeit der Spionageringe der ande-
ren Seite. Es gilt — und das ist die dritte Regel 
— die subversive Tätigkeit zu unterlassen. 
Diese drei Regeln zusammengenommen laufen 
auf das eine Gebot hinaus, den politischen Sta-
tus quo zu respektieren.

Man kann vielleicht sagen, daß die „subver-
sive Tätigkeit" in den letzten Jahren zurück-
gegangen ist, gleichgültig ob es sich um einen 
tatsächlichen oder nur scheinbaren Rückgang 
handelt. Ohne Zweifel haben beide Seiten 

weitgehend den Gedanken aufgegeben, daß 
eine grundlegende Veränderung auf der ande-
ren Seite unvermeidlich ist, „weil ihre Regie-
rung nicht im Interesse des Volkes regiert". 
Aber trotzdem wird häufig noch gegen die 
drei hier formulierten Regeln der Koexistenz 
verstoßen; die Folge davon ist Mißtrauen, das 
solange bestehenbleiben wird, wie die Teilung 
Europas in zwei Lager anhält. Ein Fortschritt 
auf diesem Gebiet läge in der Anerkennung 
des gegenwärtigen Zustandes, was die Aner-
kennung der drei Regeln impliziert.
In beiden Lagern gibt es heute wohl nur we-
nige, die einen grundlosen militärischen An-
griff der Gegenseite befürchten, doch haben 
beide Lager vielleicht Grund zu befürchten, 
daß ein Verstoß gegen die Regeln zu einer 
Eskalation der politischen und militärischen 
Ereignisse führen könnte, deren Endresultat 
ein totaler Krieg wäre. Weit mehr als die 
eigentlichen Militärmaschinerien sind der dem 
Westen zugeschriebene ökonomische Impe-
rialismus und der dem Osten zugeschriebene 
Sozialimperialismus Quellen der Furcht.

VI. Der Rüstungswettlauf

Die „Errungenschaften" in diesem Bereich 
werden zumeist negativ formuliert: Ohne all 
die Gespräche, die Konferenz des Abrüstungs-
ausschusses in Genf (CCD) und ihre Vorgän-
gerin (die ENCD und deren zahllosen Vorgän-
ger), oder die Gespräche über die Begrenzung 
der strategischen Rüstung (SALT) könnte die 
Lage noch schlechter sein. Das heißt weder, 
daß die Zerstörungskapazität auf beiden Sei-
ten nicht gewachsen wäre (das ist sie bereits), 
noch daß dieses Wachstum nicht weiter zu-
nähme (das tut es bereits), sondern daß der 
Geschwindigkeitsgrad noch höher hätte sein 
können. Aber dieser negativ ausgedrückte 
Trost ist nicht überzeugend, zumal man auch 
sagen könnte, daß die Verhandlungen den 
Rüstungswettlauf vielleicht eher gefördert als 
gehemmt haben. Sie können die Kommuni-
kation in einer Weise kanalisiert haben, die 
die Ängste eher verstärkt als vermindert hat; 
sie können die politische Aufmerksamkeit in-
sofern vom Rüstungswettlauf abgelenkt ha-
ben, als die Menschen den Eindruck gewon-
nen haben, die Ereignisse nähmen nun den 
richtigen Lauf; sie können eine neue technolo-
gische Entwicklung, ja sogar neue Generatio-
nen von Waffensystemen gefördert haben, 
um im Falle „erfogreicher" Verhandlungen

und die Bemühungen, ihn zu bremsen

etwas in der Hinterhand zu haben. Ein gutes 
Beispiel dafür ist die gewaltige Zunahme der 
Atomwaffenversuche nach dem partiellen Test-
stop (Partial Test Ban treaty, PTB) von 1963: 
nicht nur mehr Kernwaffenversuche, sondern 
auch die Entwicklung und Erprobung neuer 
Waffensysteme (ABM, MIRV etc.).

Welche Verdienste die gewaltigen militäri-
schen Systeme auch im Hinblick auf die Ver-
hinderung von Übergriffen in beiden Richtun-
gen haben mögen, wenn sie einmal in Gang 
gesetzt sind, kommen die Rüstungsmaschine-
rien nicht so leicht wieder zum Stehen. Aus 
der zunehmenden Rüstung folgt jedoch nicht 
notwendig eine zunehmende Unsicherheit — 
das anzunehmen, wäre genau so naiv, wie die 
gegenteilige These. Denn parallel zum Wachs-
tum des Zerstörungspotentials hat es eine ge-
wisse Verlagerung der Ziele (distargeting) 
gegeben, nämlich eine Tendenz, die Waffen in 
den Hintergrund treten zu lassen. Sie werden 
zwar im physikalischen Sinne auf Ziele im an-
deren Lager justiert, aber nicht mehr so sehr im 
psychologischen und politischen Sinne. Die-
ser Prozeß scheint in der jüngsten Zeit weiter 
vorangeschritten zu sein. Die mangelnde Auf-
merksamkeit, die man den Waffen in Europa 
widmet, ist nicht nur ein Zeichen von Resigna-



tion oder schlechtem Gedächtnis — sie ist auch 
ein Zeichen dafür, daß die in den Kapiteln III, 
IV undV erörterten Probleme allmählich gelöst 
werden, so daß es immer schwieriger wird, 

ein vernünftiges Szenarium dafür zu kon-
struieren, wie der Dritte Weltkrieg in Mittel-
europa ausbrechen könnte — was noch vor 
wenigen Jahren ein beliebter Zeitvertreib war.

VII. Die Teilung Europas in zwei Blöcke

Die bedeutsamste Entwicklung der letzten 
Jahre in Europa besteht darin, daß sich inner-
halb der beiden Blöcke eine Schwerpunktver-
lagerung vollzieht: statt der militärischen 
Blöcke stehen nun die Wirtschaftsblöcke im 
Vordergrund; statt des Rüstungswettlaufs 
steht nun der Integrationswettlauf der beiden 
Wirtschaftsblöcke im Mittelpunkt des Inter-
esses. Daher unterscheiden wir hier — wie 
oben — zwischen der Existenz einer Organi-
sation und der Aufmerksamkeit, die man ihr 
entgegenbringt. Gewiß existieren die beiden 
Militärbündnisse, aber die beiden Wirtschafts-
organisationen, die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) und der Rat für ge-
genseitige Wirtschaftshilfe (RGW bzw. 
COMECON, beanspruchen heute wesentlich 
mehr Aufmerksamkeit.

Vielen erscheint diese Tatsache als ein Schritt 
zum „Frieden", weil wirtschaftliche Integration 
friedlicher klingt als militärische Bündnisbil-
dung. Aber dies ist dieselbe Art Trugschluß 
wie die Verwechslung von Abrüstung und ak-
tiver Friedenspolitik. Zwar ist es wahr, daß 
Kriege nicht von Wirtschaftsblöcken angezet-
telt werden — außer Zoll- und Handels-„Krie-
gen" allgemein —, aber die Militärbündnisse 
existieren noch, und die Vertiefung und Er-
weiterung der Wirtschaftsblöcke hat viel fun-
damentalere strukturelle Auswirkungen, als 
die Militärbündnisse haben können. Dafür gibt 
es mindestens drei Gründe.

Erstens: Wirtschaftsbeziehungen gehen viel 
tiefer und erstrecken sich auf sämtliche Be-
reiche der Gesellschaft, während militärische 
Beziehungen segmentärer sind. Die wirtschaft-
liche Integration bindet die Staaten stärker 
aneinander und spaltet sie wirksamer von den 
außenstehenden Staaten ab als Militärbünd-
nisse. So ist die Tatsache, daß die beiden deut-
schen Staaten zwei verschiedenen Militär-
bündnissen angehören, für ihre potentielle 
Wiedervereinigung von relativ geringer Be-
deutung im Vergleich zu der Tatsache, daß 
sie zwei verschiedene Wirtschaftssysteme ha-
ben und fest in diese integriert sind. Die Mi-
litärsysteme sind sich überall auf der Welt 
ziemlich gleich (es sei denn, sie befinden sich 

— wie Guerilla-Systeme — noch im Entste-
hungsstadium), aber die Wirtschaftssysteme 
unterscheiden sich. So können die beiden deut-
schen Staaten sich wohl die Wiedervereini-
gung als Möglichkeit für die Zukunft vorstel-
len, aber nur auf der Grundlage ihrer eige-
nen Systemmerkmale.
Zweitens: Wenn die Integration eher um die 
wirtschaftliche als die militärische Achse her-
um angelegt ist, dann kann sie eine solche 
Kaskade von Kettenreaktionen auslösen, daß 
die de facto-Konsequenz ein Superstaat und 
nicht nur eine (Kon-)Föderation ist. Der Kem 
könnte ein Zusammenschluß bzw. eine Fusion 
der größten — staatlichen oder privaten — 
Unternehmen sein, und das hatte unmittelbare 
Folgen für Arbeiter, Politiker, Wissenschaftler 
usw. Offensichtlich ist weder in der OEEC/ 
OECD noch dem COMECON etwas derartiges 
geschehen. Beide konnten in ihrer Anfangs-
phase als Koordinations- und Kooperations-
mechanismus verstanden werden. Aber bei den 
europäischen Gemeinschaften nahm die Koor-
dination die Form der Harmonisierung und 
die Kooperation die der Integration an, was 
beides in die angezeigte Richtung weist. Mit 
dem am 1. Juli 1967 vollzogenen Zusammen-
schluß der drei europäischen Gemeinschaften 
zu einer einzigen Organisation mit einer Kom-
mission, einem Rat und einem europäischen 
Parlament, mit der am 1. Juli 1968 vorzeitig 
verwirklichten Zollunion, mit der Finanzie-
rung der Verwaltung aus Zöllen und Mehr-
wertsteuer (voraussichtlich ab 1. Januar 1975) 
und vor allem mit den sehr konkreten Plänen 
für eine Wirtschafts- und Währungsunion 
(Werner-Bericht) und für die Harmonisierung 
der Außenpolitik (Davignon-Plan) scheint der 
Weg zu einem Superstaat in seinen Beziehun-
gen z 13ur Außenwelt relativ klar zu sein ).
Das Ergebnis der 25. Sitzung des COMECON-
Ministerrates, die im Juli 1971 in Bukarest 
stattfand, ist bescheidener, geht aber einen 
großen Schritt weiter als das traditionelle Ko-
ordinations- und Kooperationsschema der

13) All dies ist im einzelnen ausgeführt in: Johan 
Galtung, The European Community. A Superpowe 
in the Making (erscheint in Kürze).



OECD und des COMECON14 ). Was den 
COMECON angeht, so gibt es bisher noch 
keine Integration im Sinne eines nach außen 
einheitlich auftretenden übergeordneten Ak-
teurs. Aber es sind bereits weitreichende Maß-
nahmen zur Harmonisierung ergriffen worden, 
und die industrielle Zusammenarbeit ließe 
sich, wenn nicht als Fusion, so doch als seg-
mentartiger Zusammenschluß zu besonderen 
Zwecken kennzeichnen, wie er zum Beispiel in 
der Herstellung eines bestimmten Typs von 
Traktoren, Lastwagen und Personenkraftwa-
gen praktiziert wird. Wir dürfen nicht verges-
sen, daß die COMECON-Länder bei ihrer Ar-
beit von dem Anspruch ausgehen, die sozia-

15) Im kapitalistischen System sind die Produktions-
faktoren mobil und fließen tendenziell dem Zen-
trum zu; im sozialistischen System wird dieser 
Fluß vermieden und werden andere Produktions-
formen entwickelt, wie z. B. bei der deutsch (DDR)-
tschechischen Zusammenarbeit zwischen den Auto-
mobilwerken Skoda und Wartburg, die so funktio-
niert, daß ein Werk die Motore und das andere die 
Fahrgestelle für beide Autos baut. Die sozialistische 
Kooperation steht unter Zwängen, welche die kapi-
talistische Kooperation ignoriert; daher kommt es, 
daß erstere gerechter und letztere effizienter wirkt.

11) Die Tagung fand vom 27. bis 29. Juli in Buka-
rest statt und einigte sich auf ein Programm, das 
im Laufe von 15 bis 20 Jahren Schritt für Schritt 
realisiert werden soll. An keiner' Stelle gibt es 
einen offenen Beschluß darüber, daß der COME-
CON ein nach außen einheitlich auftretender 
integrierter Akteur mit einer gemeinsamen Politik 
gegenüber Drittländern werden sollte. Aber das 
Programm ist so umfassend, daß dies am Ende 
doch herauskommen kann. So wurde beschlossen: 
— die nationalen Wirtschaftspläne zu koordinieren; 
— die Kooperation im gegenseitigen Handel zu 

verbessern;
— den Handel mit sozialistischen Ländern, die 

nicht Mitglied des COMECON sind, wesentlich 
weiter zu entwickeln;

— den transferierbaren Rubel zu einem internatio-
nalen Zahlungsmittel zu entwickeln;

— die Rechtsgrundsätze für die Kooperation zu 
verbessern, um die günstigsten rechtlichen Be-
dingungen sicherzustellen;

— den Stand der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Mitgliedsländer einander anzugleichen;

— den gegenseitigen Handel mit Maschinen und 
Ausrüstungsgegenständen weiter auszudehnen;

— die Standards (Maß-, Währungs- und Wertein-
heiten) zu normieren;

— die Kooperation im Bereich der Brennstoff- und 
Rohstofflieferung, der hochentwickelten techni-
schen Ausrüstung, der Konsumgüter und Nah-
rungsmittel zu verstärken;

— die Kooperation in Wissenschaft und Technik 
allgemein zu verstärken, speziell in den Berei-
chen der Biophysik, des Naturschutzes, der 
Atomenergieerzeugung, neuer Computeranla-
gen, programmierter Kontrollsysteme für Me-
tallschneidearbeiten etc.

(Aus: Soviet News, Presseabteilung der sowjeti-
schen Botschaft in London.) Insgesamt hätte dies ein 
so hohes Maß an Kooperation zur Folge, daß man 
schon von Integration sprechen könnte, wenn auch 
unter „Achtung der Staatssouveränität, der Unab-
hängigkeit und der nationalen Interessen, der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Mitgliedsländer, der vollkommenen Gleichheit, 
des beiderseitigen Nutzens und der kameradschaft-
lich uneigennützigen Hilfeleistung". Es gibt jedoch 
nichts, was der gemeinsamen Agrarpolitik der 
EWG entspräche.
Zu einer interessanten Analyse des COMECON 
siehe Kormnow/Djakin, „Specialization and Co-
operation in Production and Integration of CMEA 
Countries", International Affairs, September 1971, 
S. 11-18.

listische Arbeitsteilung konkret zu verwirk-
lichen, während die EWG-Länder von dem 
Anspruch der Gleichberechtigung ausgehen, 
der viel weitgehender ist, indem er zum Bei-
spiel sich überschneidende Investitionsmuster 
(cross-investment patterns) gestattet.

Drittens erhebt sich die Frage, wie es nach 
der Verwirklichung der wirtschaftlichen Inte-
gration mit der Autarkie (self-sufficiency) be-
stellt sein wird. Ein Militärbündnis braucht 
einen Feind, ein Wirtschaftsblock kann da-
gegen in der Welt allein dastehen, isoliert 
sein. Auch wenn er mit der Außenwelt Han-
del treibt, kann seine psychologische Auf-
merksamkeit vorrangig nach innen, auf den 
Aufbau einer lebensfähigen Organisation ge-
richtet sein15 ). Wichtiger als die wirtschaft-
liche ist die psychologische und die politische 
Autarkie.
Es liegt auf der Hand, daß dies zu einem Inte-
grationswettlauf zwischen dem Westen und 
dem Osten führt. Keine der beiden Seiten 
kann ruhig zusehen, wie die Koordination auf 
der anderen Seite voranschreitet; denn wenn 
die andere Seite in sich geschlossen ist, dann 
kann in erhöhtem Maße die Gefahr des Erfol-
ges spalterischer Taktiken entstehen. Wie man 
über die eigenen Grenzen hinausschaut und 
tatsächliche oder eingebildete Steigerungen der 
Rüstungsaktivitäten sowie tatsächliche oder 
eingebildete Feindbewegungen meldet, so mel-
det man nun auch tatsächliche oder eingebil-
dete Steigerungen des Integrationsgrades so-
wie Spaltungsbemühungen (siehe Kapitel V, 
zweite Regel). Der dem Integrationswettlauf 
zugrunde liegende Mechanismus gleicht also 
den Mechanismen des Rüstungswettlaufes: 
Aktion, Reaktion und Eigendynamik.

Extrapolieren wir hiervon, dann kommen wir 
zu zwei autarken Wirtschaftsblöcken, die von 
einzelnen blockfreien Nationen umgeben sind. 
Zweifellos wird es zwischen den Blöcken Kon-
takte geben. Die Frage ist, ob der Umfang 
dieser Kontakte — z. B. gemessen am Handels-
volumen — überhaupt mit den Dingen, die 
sich im Inneren der Blöcke abspielen, ver-
gleichbar sein wird. Hier sollten wir daran er-



innern, daß die beiden Superstaaten, die die 
Welt heute schon kennt, die Vereinigten Staa-
ten und die Sowjetunion (wie auch die Volks-
republik China), weitgehend autark sind; sie 
haben sich von der Form von Beziehungen un-
abhängig gemacht, zu der symmetrische und 
symbiotische Verbindungen mit der Umwelt 
führen könnten. Die Entwicklung der EWG zu 
einer wirtschaftlichen Supermacht und die Tat-
sache, daß der COMECON sich in die gleiche 
Richtung entwickelt, bedeutet, daß hier zwei 
riesige, relativ autarke und autonome Wirt-
schaftsblöcke entstehen, die einander räumlich 
berühren, statt durch den Nordatlantik und 
Europa von Brest bis Brestlitowsk voneinan-
der getrennt zu sein, wie die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion es sind.

Es könnte indessen auch sein, daß die inte-
grativen Prozesse etwas langsamer voran-
schreiten und tatsächlich eine gesamteuropä-
ische Kooperation einsetzt (über die später 
noch zu reden sein wird). Aber so, wie die 
Dinge im Augenblick liegen, müssen wir zu 
dem Schluß kommen, daß die Entwicklung im 
wirtschaftlichen Bereich nicht auf eine Frie-
densstruktur zusteuert. Im besten Falle läuft 
sie auf einen Status quo hinaus; im schlech-
testen Falle führt sie noch weiter weg vom 
Status quo.
Andererseits kann mit der Transformation der 
Blöcke, d. h. mit ihrer Schwerpunktverlage-
r
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ung von Militärbündnissen auf Gebiete der 
wirtschaftlichen Kooperation, ein gewisser 
Niedergang der Herrschaft der Supermächte 
einhergegangen sein. Dafür gibt es verschie-
dene Gründe ).
Für die Großmächte sind Militärbündnisse pro-
blematisch, da sie ihnen offenbar einen un-
verhältnismäßig großen Teil der Lasten auf-
bürden — je kleiner eine Macht, desto g

17
erin-

ger ihr proportionaler Beitrag ).  Zugleich sind 

die Militärbündnisse aber auch für die kleine-
ren Länder problematisch, da sie den Groß-
mächten, verstärkt durch militärische Notwen-
digkeiten wie eine zentralisierte Befehlsge-
walt, gewöhnlich auch die größte Macht 
einräumen. Dies ist ein Teil des Kalten-Kriegs-
Syndroms, ein typischer Aspekt der Polarisie-
rung, das Gegenteil der unstrukturierten In-
teraktion, von uns zu Beginn als „Entropie“ 
bezeichnet. Große wie kleine Länder sollten 
mithin allen Grund haben, eine Entspannung 
zu begrüßen und die Umgestaltung der Blöcke 
von militärischen zu stärker wirtschaftlich 
orientierten Organisationen gutzuheißen.

Die Großmächte können auch wirtschaftlich do-
minieren. Die EWG und der COMECON haben 
jedoch dazu beigetragen, die wirtschaftliche 
Durchdringung Westeuropas durch die USA 
und Osteuropas durch die Sowjetunion jeden-
falls gegenüber der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit erheblich zu bremsen — wenn auch auf 
sehr verschiedene Weise. Auch militärisch 
läßt sich wohl eine Entwicklung in dem unter-
schiedlichen Grad des sowjetischen Engage-
ments in Budapest im November 1965, in Prag 
im August 1968 und in Danzig (und andern-
orts) im Dezember 1970 beobachten. Politisch 
haben die Großmächte ein Monopol auf be-
stimmte Großmachtangelegenheiten wie strate-
gische Rüstung oder Berlin, aber ansonsten 
hat die politische Arena Europas in den letz-
ten Jahren eine erhebliche Zunahme der Ak-
tivitäten der kleinen Mächte erlebt. An den 
wirtschaftlichen Aktivitäten sind ebenfalls 
mehr Menschen beteiligt, die weiter von der 
Ebene der Regierungen entfernt sind. Aber 
das Entstehen einer neuen wirtschaftlichen Su-
permacht im Westen, der EWG, wird wieder-
um dahin tendieren, die Interaktion bei sehr 
wenigen und Mächtigen zu konzentrieren. Es 
ist keineswegs entschieden, daß das Endergeb-
nis hier positiv sein wird.

VIII. Europas Entwicklung von der Bipolarität zur Bizentrizität

Wo stehen wir gegenwärtig bei der Suche nach 
einer beständigeren Friedensstruktur in Euro-
pa? Welches ist das Ergebnis der jüngsten 
Prozesse? *

16) Zu einer Analyse darüber vgl. Johan Galtung, 
East-West Interaction Patterns, in: Journal of Peace 
Research, 1966, S. 146—177; vgl. auch die ergän-
zende Untersuchung in: Co-operation in Europe, 
S. 21—34.
17) Vgl. SIPRI Yearbooks.

Das einzige eindeutig ermutigende Zeichen ist, 
daß einige ungelöste Fragen des Zweiten 
Weltkrieges — sehr verspätet — nun allmäh-
lich vom Tisch kommen. Ein zweites Zeichen 
dieser Art ist, daß der Rüstungswettlauf und 
die militärische Konfrontation endlich tenden-
ziell in den Hintergrund der politischen und 
allgemeinen Aufmerksamkeit treten. Drittens 
gibt es einige Anzeichen dafür, daß das ge-
samte politische Spiel auf beiden Seiten nach 



Regeln gespielt wird, welche den politischen 
Status quo mehr oder minder anerkennen und 
Spaltungsversuche sowie subversive Tätigkeit 
im anderen Lager für unzulässig erklären.

Auf der anderen Seite sind die negativen Zei-
chen für jedermann deutlich sichtbar: Es ist 
nichts Wirksames geschehen, den Rüstungs-
wettlauf zu bremsen; er wird heute lediglich 
weniger beachtet als zuvor. Dann haben wir 
da die Wendung nach innen, die Teilung 
Europas in zwei Wirtschaftsblöcke und die da-
mit verbundene Gefahr der beiderseitigen 
Autarkie. Natürlich sind diese Sachverhalte 
einer gegenseitigen Vernichtung bei wei-
tem vorzuziehen, aber es ist noch kein Frie-
den. So hat die Interdependenz, zum Beispiel 
gemessen am gesamteuropäischen Handel, in 
den letzten Jahren weder wesentlich zuge-
nommen noch ist sie symmetrischer, gerechter 
geworden. Und schließlich: Es gibt keinen 
deutlich erkennbaren Fortschritt bei der Er-
richtung gesamteuropäischer Institutionen. 
Europa ist heute weniger bipolar, weniger von 
Konflikten geschüttelt, weniger von Ab-
schreckung beherrscht. Dafür ist es aber stär-
ker bizentrisch geworden, eher auf der sub-
regionalen Ebene autark und stärker von par-
tieller Integration beherrscht.

Der einzig akzeptable Gedanke zu den gegen-
wärtig anstehenden Fragen ist der einer Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa18 ), Man vergleiche die große Vor-
stellungskraft und Energie — ganz zu schwei-
gen von den Mitteln generell —, die in den 
oben angesprochenen subregionalen Rahmen 
eingehen, mit der Ängstlichkeit, dem Mangel 
an kühner Planung und vorwärtsgerichtetem 
Denken auf dem Gebiet der gesamteuropä-
ischen Zusammenarbeit, besonders im We
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sten, 
wo die Integration weiter fortgeschritten ist! 
Das heißt nicht, daß eine Konferenz nicht zu-
stande kommen wird. Es gilt im Gegenteil als 
sicher, daß es eine „Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa" geben wird, 
daß die beiden deutschen Staaten, die USA 
und Kanada zu ihren Teilnehmern gehören 
werden )  und daß diese Konferenz solche 
wichtigen Grundsätze wie Gewaltverzicht, ein-

18) Zu einer ausgezeichneten zusammenfassenden 
Darstellung der Geschichte des Plans einer europä-
ischen Sicherheitskonferenz siehe Michael Palmer, 
The Prospect for a European Security Conference, 
London 1971. Die Sowjetunion unterbreitete den 
Gedanken bereits 1954-, 1964 wurde er dann erneut 
von Rapacki vorgetragen

19) Die Zustimmung zur Teilnahme der DDR, der 
USA und Kanadas ist vielleicht das deutlichste Zei-
chen dafür, wie weit die Entspannung bereits fort-
geschritten ist. Natürlich besteht der Westen 
darauf, daß die Teilnahme der DDR nicht ihre 
De-jure-Anerkennung bedeuten dürfe. Aber seit es 
internationale Organisationen (und Konferenzen) 
gibt, verliert dieser Unterschied immer mehr an 
Schärfe, zumal da die DDR von der Konferenz voll 
akzeptiert werden wird.
20) Diese Grundsätze sind bereits bilateral „aus-
probiert" worden. Vgl. z. B den „Enonce des 
Principes" (Pompidou—Breschnjew), Le Monde, 
2. November 1971, und das „Soviet-Canadian Pro-
tocol on Consultations", Zu einem Kommentar zum 
„Soviet-Canadian Protocol" siehe E. M. Chossu-
dowski, „Commentary", Coexistence, 1971, S. 185 
bis 187
21) Ein Szenarium für die Anerkennung der DDR 
findet sich im Teil I meines Buches Co-operation in 
Europe unter dem Titel „The German Problem".

schließlich des Verzichts auf die Drohung mit 
Gewaltanwendung, friedliche Beilegung von 
Konflikten, Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten, Unverletzlichkeit der Gren-
zen (d. h. allseitige Anerkennung des territo-
rialen Status quo in Europa) sowie generell 
eine Normalisieru

20
ng der Beziehungen zwischen 

den europäischen Staaten bekräftigen wird ),  
indem sie das Münchener Abkommen für null 
und nichtig erklärt. Am Ende wird auch die 
de fakto-Anerkennung der DDR stehen, der die 
de jure-Anerkennung folgen muß. Damit wird 
eine weitere Ursache des Konfliktes für die ge-
samteuropäische Politik der vorigen Genera-
tion verschwinden. Die innerdeutschen Ge-
spräche sind bereits ein beredtes Zeugnis der 
gegengeistigen de facto-Anerkennung (so wie 
der innerdeutsche Handel zuvor ein schwei-
gendes Zeugnis war); dies wird sich nun auf 
der europäischen Ebene wiederholen21 ).

Man stelle sich nun vor, all dies sei bereits 
realisiert. Bedeutet das Sicherheit? Heißt das 
Frieden? Nein, noch nicht. Die „Weder-Krieg-
noch-Frieden-Struktur" würde immer noch als 
dominierende fortbestehen. Eine gewisse Ho-
mologie ist zwar vorhanden, doch fehlen die 
anderen vier Elemente (s. S. 3) nach wie vor. 
Folglich wird auch die Friedensstruktur nach 

'wie vor praktisch nicht vorhanden sein. Die 
europäische Geschichte bietet genügend Bei-
spiele für die Richtigkeit der These, daß die 
Europäer hervorragende Fähigkeiten besitzen, 
immer neue Streitfragen zu finden, sobald die 
alten gelöst oder zumindest vergessen oder 
unter den Tisch gefegt worden sind. Wenn die 
Struktur Europas einer Lösung im Wege steht, 
dann kann daraus eine militärische Reaktivie-
rung folgen. Ohne auf irgendeine Weise die 



bisher erzielten und die scheinbar in greif-
bare Nähe gerückten Erfolge schmälern zu 
wollen, muß doch gesagt werden, daß sie im 
Hinblick auf die Herstellung von Sicherheit im 
besonderen Und Frieden im allgemeinen ledig-
lich vorbereitenden Charakter haben. Zwar 
gehen sie weiter als die bloßen Aufräumungs-
arbeiten nach dem Zweiten Weltkrieg, aber 

noch nicht weit genug. Unter dem Gesichts-
punkt des Aufbaus einer Friedensstruktur läge 
der Schwerpunkt folglich auf der Auswertung 
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa. Vieles muß noch getan werden, um 
Europa weniger bizentrisch und dafür koope-
rativer zu machen. Die Frage ist nur: wie?

IX. Einige Vorstellungen über eine gesamteuropäische Kooperation

Im allgemeinen gibt es wohl drei Modelle für 
die zukünftige gesamteuropäische Koopera-
tion, die sich nach dem Stand der subregiona-
len Organisation unterscheiden:

a) Erstes Modell: das „l'Europe des patries“, 
in dem die einzelnen Staaten die Bausteine 
bilden und die subregionalen Organisationen 
schwach entwickelt sind.

b) Zweites Modell: ein unizentrisches Euro-
pa, das von einem der ökonomisch-politisch-
militärischen Machtblöcke beherrscht wird.

c) Drittes Modell: ein bizentrisches Europa, 
dessen Grundlage die Gleichheit und aktive 
friedliche Koexistenz starker subregionaler 
Organisationen ist.

Das zweite Modell können wir von vornherein 
ausklammern. Der Rüstungs- und der Integra-
tionswettlauf sind dazu da, zu verhindern, daß 
es in Europa nur ein einziges Herrschaftszen-
trum gibt, und sie sind die dynamischsten Pro-
zesse in Europa überhaupt. Es ist jedoch nie 
ganz auszuschließen, daß es in den Köpfen 
gewisser Leute als ein Modell existiert, wel-
ches es anzustreben gilt, oder welches sie we-
nigstens der anderen Seite zuschreiben. Im 
übrigen gibt es viele Arten der Herrschafts-
ausübung: einmal mit Hilfe von militärisch-
politischer Aggression, zum anderen mit öko-
nomisch-kulturellen Methoden, einer Mischung 
aus Praktike
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n der Spaltung, Durchdringung 
und vertikalen Arbeitsteilung, kurz: mit Hilfe 
von wirtschaftlicher Aggression ).

Es bleibt also die Wahl zwischen dem ersten 
und dem dritten Modell. Wir wollen zunächst 
kurz begründen, warum wir das erste Modell 
vorziehen. Der Hauptunterschied läßt sich in 
einem einfachen Diagramm darstellen (siehe 
Schaubild 1, S. 17).

Im ersten Modell des Schaubildes 1 ist die ge-
samteuropäische Organisation das starke ko-
operative Element, während die subregiona-
len Organisationen schwach sind; im dritten 
Modell ist dieses Verhältnis umgekehrt. Die 
Begriffe .stark' bzw. .schwach’ beziehen sich 
hierbei auf Ort und Umfang der Investitionen 
aller Arten von Ressourcen sowie Sitz und 
Ausmaß der realen Macht. Darüber hinaus sind 
im ersten Modell einzelne Staaten die Mitglie-
der der Organisation, während im dritten Mo-
dell die subregionale Integration so weit fort-
geschritten ist, daß Einzelstaaten zwar nomi-
nell Mitglieder sein können, ihr politisches 
Verhalten jedoch auf der subregionalen Ebene 
so gut harmonisiert ist, daß sie als ein Block 
auftreten.
Die Gründe für eine Bevorzugung des ersten 
Modells gehen aus all dem Vorgesagten klai 
hervor. Erstens bedarf das Verhältnis zwi-
schen den zwei Teilen Europas, wie wir sie 
heute vorfinden, einer Friedensstruktur, und 
deshalb müßte eine relativ starke „Super-
struktur" geschaffen werden. Das dritte Modell 
kann nur die bestehende leidige Teilung ver-
festigen. Zweitens, je weniger die einzelnen 
Mitgliedstaaten durch ihre Blockzugehörigkeit 
gebunden sind, desto flexibler ist die gesamt-
europäische Maschinerie. Manche Ost/West-
Staatenpaare könnten bereit sein, in ihren ko-
operativen Projekten weiter zu gehen als an-
dere und wegweisend zu sein, wie das in den 
letzten Jahren so häufig geschehen ist. Drit-
tens stellt das erste Modell die Mitglieder der 
subregionalen Organisationen und die block-
freien Staaten auf ein und dieselbe Stufe, wäh-
rend das dritte Modell die Blockfreien über-

22) Wirtschaftliche Aggression könnte also als der 
Versuch definiert werden, ein System der Ausbeu-
tung durch Spaltung und Durchdringung zu errich-
ten. Gelingt der Versuch und ist das System errich-
tet, wie es unter dem westlichen Kolonialismus war 
und zum Teil unter dem westlichen Neokolonialis-
mus ist, dann könnte man — analog zur militäri-
schen Aggression — von „wirtschaftlicher Beset-
zung" sprechen, was dasselbe hieße wie „Imperia-
lismus" oder „ökonomische Herrschaft".



geht — oder sie zwingt, einen eigenen Block 
zu bilden.
Es gibt aber auch Gründe, dem dritten Modell 
den Vorzug zu geben. Erstens entspricht es 
eher den derzeitigen Realitäten in Europa. 
Zweitens erlaubt es den beiden Systemen, sich 
— vor Durchdringung und Spaltungsversuchen 
von außen geschützt — nach ihren eigenen 
Prämissen zu entwickeln. Und drittens ermög-
licht es eine geordnetere, prognostizierbarere 
Form des Verhaltens, da keine Flexibilität vor-
handen ist, die den entscheidenden Mächten 
ungelegen sein könnte. Mit anderen Worten, 
dieses Modell trägt der Teilung Europas in 
zwei Blöcke Rechnung. (Das Gegenargument 
ist, daß die beiden Blöcke möglicherweise so 
autark werden, daß, zu welcher Form der ge-
samteuropäischen Kooperation sie sich auch 
immer bereitfinden könnten, ihr Engagement 
auf dieser Ebene — verglichen mit den großen 
Strömen der subregionalen Integration — nur 
ein kleines Rinnsal sein wird.)
Gegen das Argument, daß das dritte Modell 
„realistischer" sei, sprechen zwei Umstände. 
Erstens wird die internationale Gesellschaft 
die „patries“ in Europa noch lange als solche 
behandeln. Solange sie nicht explizit ihre Ver-
einigung (als Endstufe der Integration, die so-
wohl den wirtschaftlichen, als auch den militä-
rischen und politischen Aspekt umfaßt) erklä-
ren, werden sie als autonome Staaten und 
nicht als Teile eines Superstaates behandelt 
werden. Sie werden jeder für sich einen Sitz in 
den Vereinten Nationen, eine Stimme in inter-
nationalen Konferenzen usw. haben, auch 
wenn die Stimmen der Mitglieder eines 
Blockes dank der „Harmonisierung" nie von-
einander abweichen würden.

Zweitens: Wenngleich die EWG sich einem 
Integrationsniveau zu nähern scheint, aus dem 
nicht nur Koordination im Innern, sondern 
auch konzertiertes Handeln nach außen resul-
tieren wird, ist das für den COMECON nicht 
der Fall. Sogar das in Bukarest beschlossene 
Programm nennt Rahmenfristen von 15 bis 
20 Jahren. Wie stark eine politisch-militä-
rische Koordination in den Augen des We-
stens auch sein mag, der COMECON ist nicht 
bereit, nach außen als einheitlicher Wirt-
schaftsblock aufzutreten, was vielleicht so zu 
erklären ist, daß dieses Konzept eher in den 
kapitalistischen Rahmen paßt. Dieser Unter-
schied ist wesentlich größer, als westliche 
Analysen ihn darstellen, wenn sie zum Bei-
spiel vom „östlichen Gaullismus" (in Rumä-
nien) sprechen. Aber was auch immer die Ur-
sache ist, die Struktur wird wahrscheinlich 
vom niedrigsten Integrationsniveau bestimmt. 
Angesichts dieser beiden Tatsachen ist es nicht 
mehr so leicht, mit Sicherheit zu sagen, welche 
der beiden Lösungen „realistisch“ ist. Zudem 
gibt es Argumente, die für beide Modelle spre-
chen. Infolgedessen ist es nicht nur wahr-
scheinlich, sondern vielleicht auch wünschens-
wert, daß ein Kompromiß zwischen den bei-
den Modellen gefunden wird.
Eine mögliche Kompromißformel wäre eine 
Form der Kooperation, in der die Mitglie-
der Staaten sein müssen: die 30 europäischen 
Staaten23 ) und die zwei nordamerikanischen 
Staaten, USA und Kanada. Zwischenstaat-

23) Wir schließen also nicht die ukrainische und die 
bjelorussische sozialistische Sowjetrepublik ein, 
da wir annehmen, daß die Sowjetunion in diesem 
Punkt nicht auf der Übernahme des UN-Schemas 
bestehen wird.



lidie Organisationen würden als Berater ein-
geladen. Diese Organisationen sind — grob 
gesehen — in vier Arten einzuteilen: 1. welt-
weite Organisationen wie die Vereinten Na-
tionen mit ihren Sonderorganisationen und 
übrigen Organen; 2. ähnliche Organisationen 
aus anderen Regionen (wie die OAU, die 
vielleicht gern einen Beobachter hätte); 
3. gesamteuropäische Organisationen, insbe-
sondere die Wirtschaftskommission für Eu-
ropa; 4. die subregionalen Organisationen. 
Die ersten drei Arten sind unproblematisch, 
denn ein funktionsfähiger gesamteuropäischer 
Apparat würde die bestmögliche Verbindung 
zu den führenden weltweiten Organisationen 
herstellen, den bestmöglichen Kontakt zu den 
ähnlichen Organisationen außerhalb Europas 
aufnehmen und die bestehende gesamteuro-
päische Kooperation speziell hinsichtlich der 
UNO ausbauen. Die vierte Art ist dagegen in-
sofern problematisch, als die subregionalen Or-
ganisationen — die NATO und die Organi-
sation des Warschauer Vertrages im militä-
rischen Bereich, die OECD und der COME-
CON sowie (allerdings!) die EWG im wirt-
schaftlichen Bereich (und bis zum gewissen 
Grade der Europarat im politischen Bereich) 
— samt und sonders Ausdruck der Zweitei-
lunn Europas sind.
Eine Lösung wäre, die subregionalen Orga-
nisationen ganz aus der gesamteuropäischen 
Kooperation herauszuhalten unter der An-
nahme, daß die einzelnen Mitgliedstaaten 
sie ohnehin zu Koordinationszwecken in An-
spruch nehmen würden. Ein Nachteil wäre, 
daß ein starkes, elementares Interesse daran 
bestünde, die subregionalen Organisationen 
in den eigentlichen Brennpunkt der Aufmerk-
samkeit zu rücken und zu den wahren Ent-
scheidungszentren zu machen, so daß der Ost-
West-Dialog auch künftig das bleibt, was er 
ist: ein Dialog zwischen den Kommuniques 
der subregionalen Organisationen und ein 
Austausch von Reiseeindrücken der Spitzen-
politiker von Ihren gegenseitigen Besuchen 
in den Metropolen. Eine gesamteuropäische 
Konferenz wäre dann nichts weiter als ein 
Zeremoniell am Ende der subregionalen Ge-
spräche, zu dem die Spitzenpolitiker in die-
selbe Hauptstadt reisten. Man mag einwenden, 
daß dies ohnehin der Fall sein wird. Aber 
gerade deshalb könnte man die subregiona-
len Organisationen auch innerhalb des ge-
samteuropäischen Kooperationsapparates be-
lassen und insofern Zeit sparen, als man einen 
Teil der „Koordination" sofort an Ort und 
Stelle erledigen könnte, ja sogar vor, wäh-
rend und nach der gesamteuropäischen Kon-
ferenz Zeit dafür bliebe. Andererseits würde 

ihre volle Beibehaltung den Charakter der 
gesamteuropäischen Konferenz und des ge-
samteuropäischen Kooperationsapparates un-
nötig stark in Richtung auf eine Konfronta-
tion der beiden Blöcke verändern, wobei auch 
die blockfreien Staaten ausgeschlossen 
wäreni4).

Auf diesem Hintergrund muß hervorgehoben 
werden, daß es einen wichtigen Unterschied 
zwischen Militär- und Wirtschaftsorganisatio-
nen gibt. Es ist durchaus denkbar, daß die 
gesamteuropäische Kooperation eines Tages 
so weit vorangeschritten sein wird, daß das 
militärische System zwar bei weitem nicht 
abgeschafft, aber doch so stark in den Hinter-
grund getreten ist, daß man von der Ver-
wirklichung der vollkommenen Zielverlage-
rung (distargeting, nicht der völligen Ab-
rüstung) sprechen kann. Auf diese Weise 
kann ein neues Sicherheitssystem entstehen, 
das auf gleichberechtigter Kooperation und 
Konfliktbeilegungsinstitutionen aufbaut und 
damit eine Atmosphäre schafft, in der die 
Militärbündnisse aufgelöst werden können. 
Aber es ist nicht wahrscheinlich, daß sich der 
gleiche Prozeß bei den Wirtschaftsorganisa-
tionen vollzieht; denn sie sind viel tiefer in 
der Sozialstruktur der beiden Systeme ver-
ankert, und die Kettenreaktionen sind ver-
mutlich schon zu weit gegangen, als daß man 
sie noch umkehren oder ihnen gar Einhalt 
gebieten könnte. Wahrscheinlich sind sie 
schon so weit fortgeschritten, daß das ideale 
gesamteuropäische System (das erste Modell) 
nicht mehr zu verwirklichen ist — wir wer-
den als
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o das Beste aus dem zweitbesten (dem 
dritten Modell) machen müssen. Unsere Auf-
gabe ist demnach, dieses dritte Modell, das 
bizentrische Europa, so funktionsfähig wie 
möglich zu machen und zu verhindern, daß 
das zweite Modell, das unizentrische Europa, 
in welchem ein Block den anderen beherrscht 
sich durchsetzt ).

24) Auf diesen Punkt verweist auch Palmer, a. a.0 
S. 20, indem er die Skepsis teilt, die Maarten van 
Brugge in. Agenor, Juni 1970, zum Ausdruck bring 
die Konferenz wird eine Konferenz der Blöcke 
sein, sie wird „die Konfrontation zwischen da 
beiden Supermächten verfestigen". Palmer (ebenda 
S 20) zitiert auch die albanische Zeitung zenae 
Popullit, die dieselbe Auffassung vertritt. Aber 04 
hängt weitgehend davon ab, wie aktiv die blo 
freien Länder sind, und es ist auch schwer e"nas 
sehen, warum es nicht besser sein sollte als 
was wir gegenwärtig haben. . The
25) Zu Einzelheiten hierüber siehe das Kapite." 
European Community and Eastern Europe"tnen. 
Johan Galtung, The European Community, a -uP 
power in the Making, a. a. O.



Dies hat eine institutioneile Seite — Form 
der Kooperation — und eine materielle Seite 
— Bereich der Kooperation. Im Lichte des 
Vorhergesagten wollen wir hier in Kürze die 
institutioneile Seite abhandeln26 ). Ist es über-
haupt möglich, zu einem solchen Kompromiß 
zu kommen: zu einer gesamteuropäischen 
Organisation, die über den subregionalen Or-
ganisationen steht, welche sich aller Wahr-
scheinlichkeit nach auch weiterhin gegensei-
tig zum Integrationswettlauf anstacheln wer-
den? Vor fünf Jahren hätte man wohl ge-
fragt: Ist es nicht wahrscheinlich, daß eine 
gesamteuropäische Organisation zu stark wer-
den würde, weil sie die beiden Systeme so 
stark zusammenschmiedet, daß sie einander 
durchdringen und gefährliche Konflikte her-
aufbeschwören werden, indem sie einander 
entweder abstoßen oder vereinnahmen? Heute 
würde die Frage eher lauten: ist es nicht wahr-
scheinlich, daß die Organisation für eine ge-
samteuropäische Sicherheit und Zusammen-
arbeit sich als zu schwach erweisen wird, um 

26) Einige einleitende Gedanken hierzu finden sich 
in: Johan Galtung, Seven Theses on the European 
Security Conference, in: Bulletin of Peace Propo-
sais, 1970, S. 75—78.
Zu zwei sehr konkreten Vorschlägen darüber, 
welche Organisationen es nach der Konferenz geben 
könnte, siehe die Organogramme „A Standing 
European Conference", in: F. A. M. Alting von 
Geusau (Hrsg.), NATO and Security in the even-
ties, Leiden 1971, S. 120 f., und in: Palmer, a. a. O., 
S. 62. Beide Pläne stellen die Systeme in einen 
UN-Kontext, sind aber weder einfach noch in-
novativ genug.
Philippe Devilliers befürwortet in einem sehr inter-
essanten Artikel in Le Monde Diplomatique vom 
Oktober 1970 (S. 7; siehe auch „Rapport Devilliers", 
Le Monde vom 16./17. November 1969) „la creation 
dune Organisation des Etats europeens (OEE), 
Organisation regionale permanente rattachee ä 
1ONU", also ein ständiges Konsultations- und 
Kooperationsorgan für alle Arten von Problemen, 
die zwischen den europäischen Staaten auftauchen. 
Unserer Meinung nach sprengt dies bei weitem den 
Rahmen des Praktikablen, ja vielleicht sogar des 
Wünschenswerten.
Eine andere Sicht zum gleichen Thema zeigt sich in 
dem Bericht der Mouvement pour Tindependance 
de l’Europe, Le Monde, 24. November 1970. Der 
Bericht versäumt jedoch, genau darzulegen, was die 
OEE tun sollte; er beschäftigt sich mehr mit der 
Form als dem Inhalt.
In seinem Artikel „America and Europe“ (Foreign 
Affairs, 1970, S. 23—29) bringt Zbigniew Brzezinski 
den Gedanken eines „Ständigen politischen Ost-
West-Konsultativorgans, z. B. auf der Ebene der 
stellvertretenden Außenminister“ auf — während 
wir an dieser Stelle lieber eine wirklich dauerhafte 
Einrichtung sähen, zwar auf niedrigerer Ministerial-
ebene, aber mit besserem Einblick in die Details. 
Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa bliebe das entscheidungsfällende Gre-
mium. Brzezinski legt ebenfalls sehr großen Nach-
druck darauf, daß dies ein Prozeß sein muß.

27) Die folgenden Ausführungen stützen sich auf die 
Gedanken, die ich in dem Artikel „Some Institu-
tional Suggestions for a System of Security and 
Co-operation in Europe“, in: Bulletin of Peace Pro-
posals, 1972, Nr. 1, S. 73—88, dargelegt habe.

überhaupt eine friedensstiftende Wirkung ha-
ben zu können?
Wir können uns ohne Schwierigkeiten vor-
stellen27 ), daß jährlich (oder alle zwei Jahre) 
eine Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa stattfindet, und zwar 
auf hinlänglich hoher Ministerialebene, so 
daß es auch zu Entscheidungen kommt; wir 
können uns weiter vorstellen, daß eine kleine 
Dauereinrichtung aus den vorbereitenden 
Stadien herauswächst, z. B. mit einem Aus-
schuß von Regierungsvertretern (V ertretern 
der Minister) und einem kleinen Sekretariat 
(vielleicht zunächst vom Gastland gebildet, 
dann mit Personal besetzt, das von den Mini-
sterien und zwischenstaatlichen Organisatio-
nen bestellt wird, und später vielleicht mit 
einem stärker transeuropäischen Stab), und 
wir können uns vorstellen, daß die Ad-hoc-
Arbeitsgruppen schrittweise durch ständige 
Kommissionen ersetzt werden. Am Anfang 
wird der Grad der Organisiertheit nicht hoch 
sein. Das ist zu begründen mit dem immer 
noch vorhandenen Widerstand gegen die ge-
samteuropäische Annäherung, zum Teil mit 
einer gewissen Müdigkeit in bezug auf in-
ternationale Organisationen und mit dem Wi-
derwillen, einer Sache finanziell verpflichtet 
zu sein, die man nicht aus vollem Herzen 
bejaht (im Gegensatz zu dem riesigen Etat, 
der für die europäischen Gemeinschaften 
schon aufgewendet wurde und ab 1. Januar 
1975 sogar automatisch aufgebracht werden 
soll). Zugleich meinen wir, daß, was immer 
auch getan wird, die Vereinten Nationen 
nicht geschwächt werden dürfen, d. h., daß 
die Kooperation nach Möglichkeit von den 
Organen der UNO, vor allem der Wirtschafts-
kommission für Europa, und den europä-
ischen Zweigen der Sonderorganisationen (ins-
besondere der UNESCO) und anderen Orga-
nen getragen werden sollte — und dies in 
ständigem und vollem Einvernehmen mit der 
Weltorganisation. An keinem Punkt sollte es 
Grund zu dem Verdacht des europäischen 
Separatismus geben.

Aber in einem Bereich besteht eine eindeutige 
Notwendigkeit, eine Institution zu schaffen — 
das ist der allgemeine Bereich der Sicherheit 
und der politischen Konsultationen. Hier wäre 
ein Prozeß ins Auge zu fassen, durch den 
Arbeitsgruppen über Fragen der allgemeinen 
Sicherheit (einschließlich der Frage, wie die



politischen Konsultationen aussehen sollen, 
wenn sich die Lage zu einer Krise zuspitzt), 
über Abrüstung/Rüstungskontrolle und ver-
wandte Themen sowie über die sicherheits-
relevanten Aspekte der Kooperation nach 
eine* gewissen Zeit in einer ständigen Sicher-
hekskommission für Europa (und Nord-
amerika) — SCE(NA) — institutionell ver-
einigt werden könnten. Eine solche Kommis-
sion käme auf Initiative der unmittelbar be-
troffenen Länder zustande, könnte aber auch 
einen institutionellen Zusammenhang mit dem 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen anstre-
ben, vergleichbar etwa der Verbindung, die 
zwischen der Wirtschaftskommission für Euro-
pa und dem Wirtschafts- und Sozialrat der 
UNO besteht. Sie würde dem Sicherheitsrat 
regelmäßig Bericht erstatten und ihm alle An-
gelegenheiten übertragen, die die Anwendung 
von Gewalt betreffen und an denen außer-
europäische Nationen beteiligt sind. Demnach 
wäre die SCE(NA) der Versuch, die Funktio-
nen des Sicherheitsrates der UNO in der 
Weise zu dezentralisieren, wie es bereits bei 
der Organisation der afrikanischen Einheit 
und der Liga der arabischen Staaten geschehen 
ist (das OEA/OAS-Konzept der westlichen 
Hemisphäre beziehen wir hier wegen seiner 
hegemonialen Struktur nicht ein). Aus die-

sem Grunde sollte jede Organisation dieser 
Art so angelegt sein

28

, daß auch von anderen 
Regionen ähnliche Kommissionen installiert 
werden können, was nicht unbedingt simultan 
geschehen muß ) .

Ein Einwand liegt auf der Hand: Da eine 
solche Kommission — wie die Wirtschafts-
kommision für Europa — nach dem Prinzip 
der Einstimmigkeit verfahren müßte, was in 
der Praxis bedeutet, daß jedes Mitgliedsland 
ein Vetorecht hat, käme in keiner wichtigen 
Angelegenheit eine Entscheidung zustande. 
Um es deutlicher zu sagen: durch Vetoeinle-
gung blockierte Resolutionen der Vereinten 
Nationen wären nach wie vor vetoblockiert. 
Die einzige Ausnahme wäre das chinesische 
Veto, und dies würde den Verdacht der Chine-
sen erhärten, daß die europäische Sicherheits-
konferenz und das, was sich daraus ergeben 
könnte, darauf abzielen, China von wichtigen 
Entscheidungsprozessen auszuschließen und 
damit dem „betrügerischen Geheimpakt zwi-

28) Bei dieser Neuformulierung der Idee regipnaer 
Sicherheitskommissionen unter der UNO kämen 
mir besonders Kommentare von Dr. Morozow und 
Andrzej Towpik zu Hilfe; sie sind jedoch in keiner 
Weise für die hier geäußerten Ansichten veran-
wörtlich.



sehen Imperialisten und Revisionisten Vor-
schub zu leisten. Obwohl Chinas Aufnahme in 
die UNO in der Tat sich als Katalysator für die 
gesamteuropäische Kooperation einschließlich 
der anderen vier Großmächte auswirken wird, 
hat China schwerlich das Recht, eine Region 
daran zu hindern, mit sich selbst zu einer Eini-
gung zu kommen, solange die Folgen für den 
Rest der Welt insgesamt positiv sind.
Dennoch hat das Argument einen nicht zu 
übersehenden Wahrheitsgehalt. Aber der 
Schwerpunkt dürfte nicht so sehr auf den ent-
scheidungsfällenden Sitzungen der Kommis-
sion liegen (an denen alle Mitgliedstaaten 
teilnähmen), als vielmehr auf der ständigen 
Arbeit des Sekretariats und den damit eng 
verbundenen Kooperationsmaßnahmen. Es ist 
schwer einzusehen, wie dies innerhalb der 
UNO qua Weltorganisation zu bewerkstelli-
gen wäre, und es ist ebenso schwer einzu-
sehen, daß es Europa nicht gestattet sein 

sollte, das gleiche Maß an Dezentralisation zu 
fordern, wie es die afrikanischen Staaten ge-
fordert und verwirklicht haben. So ist das 
alte Argument, daß ein Mehr an Entspannung 
ein Weniger an „Hilfe" bedeutet, weil die 
Motivation, diese „Hilfe" zur politischen Ein-
flußnahme zu nutzen, nachläßt, kaum schla-
gend, was zum Teil darauf zurückzuführen 
ist, daß der Ost-West-Konflikt nicht mit der 
Arbeitsaufnahme dieser Organisation ver-
schwinden wird.

Man könnte eine institutioneile Kooperation 
ins Auge fassen, deren Struktur etwa so wie 
die im Schaubild 2 dargestellte aussähe. Je-
doch sind selbst diese institutioneilen Vor-
kehrungen noch nicht identisch mit einer Frie-
densstruktur. Sie sind nur ein Instrument, 
eine Form, die mit Substanz gefüllt werden 
muß. Wenden wir uns also der Substanz zu, 
den Bereichen der Kooperation.

X. Die Bereiche einer gesamteuropäischen Kooperation

Im großen und ganzen lassen sich die Bereiche 
für eine weitergehende Kooperation mit ge-
samteuropäischem Charakter in drei Gruppen 
einteilen.

Erstens sind da die Notwendigkeiten, die sich 
aus dem Konflikt zwischen den Teilen Euro-
pas, aus ihrer negativen Interdependenz er-
geben. Wir haben sie in zwei Hauptgruppen 
aufgeteilt: a) alle die politischen Probleme, 
die eine Folge der durch und im Anschluß an 
den Zweiten Weltkrieg geschaffenen Situation 
sind, vielfach territorialer Art: b) die Pro-
bleme, die mit den in Europa existierenden 
Militärapparaten Zusammenhängen, zum Teil 
Folge der politischen Probleme. Letztere zer-
fallen wiederum in zwei Gruppen: in Pro-
bleme der Rüstungskontrolle (zwecks Verbes-
serung des Gleichgewichts) und in Abrüstungs-
probleme.

Zweitens sind da die Notwendigkeiten, die 
sich aus der geographischen Nachbarschaft 
und den „Gleichartigkeiten" der Systeme er-
geben. Die geographische Nachbarschaft liegt 
auf der Hand; desgleichen die Gleichartigkei-
ten. Zum Beispiel sind beide Systeme an einer 
Erhöhung ihrer Produktion, einer Erhöhung 
ihrer Produktivität und an der Verbesserung 
des Lebensstandards ihrer Bevölkerung inter-
essiert. In der Definition dieser Ziele gibt es 
keinen großen Unterschied zwischen dem 
Osten und dem Westen Europas. Das sozia-

listische Europa legt größeren Nachdruck auf 
das Gemeineigentum nicht nur an Produk-
tionsmitteln, sondern auch an vielen Konsum-
gütern; das kapitalistische Europa tendiert 
dahin, das Privateigentum an beiden zu beto-
nen. Aber Waschmaschinen sehen überall 
gleich aus, ob sie nun allen gehören und im 
Keller des Wohnblocks installiert sind, öder 
ob sie Privateigentum sind und in der Küche 
oder im Bad der eigenen Wohnung stehen. 
Generell würde in diese Kategorie eine Reihe 
von Vorschlägen fallen, die lange Zeit auf 
der Tagesordnung der Wirtschaftskommission 
für Europa und anderer Organisationen ge-
standen haben. Am wichtgisten ist, daß der 
Handel wächst und gerechter wird, was be-
deutet, daß der Westen in Zukunft mehr Indu-
striegüter vom Osten importieren muß 29 ).

29)  Siehe Anhang I des in Anmerkung 27 zitierten 
Artikels, wo eine Reihe konkreter Vorschläge zu 
finden ist. Einer der wichtigsten Vorschläge, die 
wiederholt vom Osten unterbreitet und im Detail 
von der Wirtschaftskommission für Europa ausge-
arbeitet wurden, ist der Plan eines gesamteuropä-
ischen Stromnetzes, welches das Mir-System im 
Osten mit dem westlichen System verbinden soll. 
Die Kosten dieses Projekts wären gering, und man 
könnte die Erfahrungen auswerten, welche aus der 
Zusammenarbeit zwischen den USA und Kanada in 
diesem Bereich vorhanden sind. Die Gewinne sind 
beachtlich, zumal die Spitzenverbrauchszeiten we-
gen des Zeitunterschiedes innerhalb Europas etwa 
vier Stunden auseinanderliegen (weshalb der Ko-
operation im Bereich der Stromversorgung eine grö-



Drittens sind da die Möglichkeiten, die sich 
aus den Verschiedenartigkeiten der beiden 
Systeme ergeben. Hierher gehört die Möglich-
keit, in mancherlei Hinsicht voneinander zu 
lernen, was auf beiden Seiten Lernwilligkeit 
und -bereitschaft voraussetzt. Während über 
die ersten beiden der obengenannten Koope-
rationsbereiche wohl allgemeine Übereinstim-
mung herrscht, ist dieser dritte Bereich mög-
licherweise mehr eine Sache der Zukunft, da 
die derzeitige Atmosphäre des Mißtrauens 
jeden, der daran interessiert ist, aus den 
Verschiedenartigkeiten zu lernen, dem Vor-
wurf der Ketzerei aussetzt.
Welche Mechanismen sind in diesen drei Be-
reichen vorstellbar? Für die ersten beiden ist 
die Antwort verhältnismäßig leicht zu finden, 
denn dies sind traditionelle Fragen, auf die 
traditionelle Antworten gegeben werden kön-
nen. Etwas wie die im vorangegangenen 
Kapitel skizzierte Sicherheitskommission für 
Europa (und Nordamerika) wäre die grobe 
Antwort auf die Notwendigkeit einer dauer-
haften Organisation für politische Konsulta-
tionen und die Erörterung von Sicherheits-
problemen. Entsprechend hieße die grobe Ant-
wort auf die Notwendigkeiten des zweiten 
Bereichs: Wirtschaftskommission für Europa 
und regionale Zweige der UN-Organisationen, 
in angemessener Weise unterstützt und ge-
fördert von Sonderkonferenzen auf Minister-

ebene. In manchen Fällen mag jedoch die 
Kooperation und Koordination zwischen den 
subregionalen Organisationen desselben Be-
reichs (SST, Weltraum, Rundfunk/Fernsehen, 
Atomenergie) geeigneter sein (vgl. Anmer-
kung 29).
Der dritte der obengenannten Kooperations-
bereiche wirft die schwierigste Frage auf. 
Grob gesagt, sind die Probleme dieses Be-
reichs weder Probleme der negativen Inter-
dependenz (das wäre der erste Problemkreis), 
noch der eindeutig positiven Interdependenz 
(das wäre der zweite Problemkreis). Sie sind 
weder Probleme des Konflikts und der Sicher-
heit, noch des Handelns und der gemeinsamen 
Technologie. Vielmehr handelt es sich hier 
um Probleme, welche die beiden Systeme nach 
Maßgabe ihrer allgemeinen Grundsätze un-
terschiedlich zu lösen geneigt sind. Häufig 
kann es jedoch auch so sein, daß diese Lösung 
mit den Grundannahmen des anderen Systems 
vollkommen vereinbar sind und zum Beispiel 
einfach deshalb nicht entwickelt werden, weil 
niemand auf diesen Gedanken kam, da er sich 
nicht aus den „obersten Prinzipien“ ergab; 
häufig liegt es auch an einer Trägheit, die 
jedes System kennt. Gerade dieses gegen-
seitige Ausborgen von Mustern und Institu-
tionen, die mit dem eigenen System vereinbar 
sind, haben wir im Sinn — nicht etwa die 
Übernahme von Mustern, die das eigene Sy-
stem aushöhlen würden. Solche Muster kön-
nen auch plötzlich auftauchen, aber die allge-
meine Vorstellung ist, daß sie aus einem inne-
ren Prozeß resultieren müßten.

Nehmen wir einige Beispiele.
Nach unserer eigenen begrenzten Erfahrung 
ist das Problem, einen Ausgleich zwischen 
Stadt und Land zu finden, nirgends in Europa 
besser gelöst worden als in Bulgarien. Es geht 
um das Problem der Gleichheit, und zwar nicht 
nur in bezug auf den Lebensstandard, sondern 
auch in bezug auf den gesamtgesellschaftlichen 
Beitrag und damit in bezug auf die Würde des 
Menschen. Die Frage ist, wie man dem welt-
weiten Trend entgegenwirken kann, aufgrund 
dessen die Stadt zum Zentrum und das Land 
zur Peripherie wird (in dem im dritten Kapitel 
genannten Sinne), was manchmal sogar so weit 
geht, daß man von „innerer Kolonisation 
sprechen kann. Eine denkbare „Lösung“ ist 
die ländlichen Gebiete abzuschaffen und die 
gesamte Bevölkerung in Städte umzusiedeln, 
in denen der allgemeine Kontakt mit der Na-
tur viel geringer und der produktionsbezogene 
Kontakt mit der Natur (die Tätigkeit im Prh 
märsektor) praktisch gleich Null ist, nämli 
dadurch, daß Landwirtschaft und Rohstoffge 

ßere Bedeutung im Ost-West-Konflikt als im Nord-
Süd-Konflikt zukommt!). Tatsächlich sind die aus 
einer solchen Kooperation resultierenden Gewinne 
auf jährlich 6 Mrd. Dollar geschätzt worden, das 
entspricht 75 °/ des derzeitigen Ost-West-Handels. 
Der Plan ist jedoch vom Westen abgelehnt worden, 
insbesondere von den Niederlanden und Großbri-
tannien, vermutlich auf Betreiben eines anderen 
Energielieferanten, der Royal Dutch Shell.
Zu einer mit zahlreichen Dokumenten belegten 
Analyse der Möglichkeiten im Bereich des Ost-
West-Handels, der Energieversorgung und des 
Verkehrs siehe Est-Ouest, 1970, S. 9—79 (ver-
öffentlicht von der ISDEE, Triest).
Zu einer profunden Analyse der Rolle der Wirt-
schaftsbeziehungen siehe Josef Bognär, Le röle des 
relations economiques Est-Ouest dans la promotion 
de la Cooperation europeenne, Budapest 1971.
Der Nordische Rat hat in diesem Zusammenhang 
auch eine gewisse Rolle gespielt. Er tritt alle zwei 
Jahre für etwa drei Tage zu informellen Konsul-
tationen über Wirtschaftsfragen zusammen; Teil-
nehmer sind Vertreter der Sekretariate von inter-
nationalen Organisationen, die im Wirtschaftsbe-
reich tätig sind, wie die Wirtschaftskommission für 
Europa, die OECD, der COMECON und die EWG, 
sowie Vertreter relevanter Sonderorganisationen 
der UNO mit regionalen Büros in Europa (z. B. 
FAO — die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen). Aber allein die 
Wirtschaftskommission für Europa ist eine wahre 
Fundgrube ausgezeichneter Ideen, sobald der poli-
tische Startschuß erst einmal gefallen ist.



winnung mit Hilfe von vertikaler Arbeitstei-
lung oder Automatisierung oder beidem in 
andere Länder verwiesen werden. Was dabei 
verloren geht, ist der Nutzen, der noch nicht 
umweltverschmutzten Natur in der Freizeit 
und bei der Arbeit nahe zu sein — ganz abge-
sehen von dem Schaden, den diese besondere 
Form der Arbeitsteilung anrichtet, da sie nichts 
anderes bedeutet, als daß die kolonisierten 
ländlichen Gebiete in anderen Ländern zu fin-
den sind. Andererseits sollten die Menschen, 
die sich für diese Form des Lebens entschei-
den, das gleiche Redit auf Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen (Bildungs-, Gesundheits-
wesen etc.) und auf Zugang zur Kultur (zum 
Konsumieren oder zur Selbstdarstellung) so-
wie auf Industrie, z. B. in Form von Kleinindu-
strie, haben. Voraussetzung dafür sind eine 
gewisse minimale Größe sowie ein hoher Grad 
der Differenzierung innerhalb der Dörfer — 
und diese Bedingungen erfüllt zu haben, kann 
von Bulgarien behauptet werden.
Ein anderes Beispiel wäre der Bereich der Par-
tizipation, der Mitbestimmung in jeder Art von 
Organisation: in Schulen, Universitäten, Fa-
briken, Krankenhäusern, Gefängnissen. In 
ganz Westeuropa haben — weitgehend ange-
regt von der Entwicklung in den USA — be-
stimmte Formen der Revolution auf der Mikro-
ebene der Organisationen stattgefunden — 
freilich nicht auf der allgemeinen gesellschaft-
lichen Makroebene. Diese Revolutionen sind 
Protestreaktionen gegen die vertikale Ar-
beitsteilung innerhalb der Organisationen, die 
sich darin ausdrückt, daß oben die Entschei-
dungen fallen und unten Gehorsam geleistet 
wird, sowie gegen die systematisch betriebene 
Vereinzelung (fragmentation) derer, die am 
unteren Ende der hierarchischen Leiter stehen 
— Schüler, Studenten, Arbeiter, Patienten, 
Häftlinge. Die Protestreaktionen haben zwei 
sichtbare Formen angenommen: Solidarisie-
rung und Organisierung zur Überwindung der 
Vereinzelung und Forderung nach Verände-
rungen, nach dem Rotationsprinzip im Entschei-
dungsprozeß, nach Mitbestimmung, nach Neu-
gestaltung der Organisation. In diesem Prozeß 
ist eine Reihe von Neuerungen im Bereich der 
Organisationen durchgesetzt worden, vor 
allem wohl im Erziehungsbereich. Wie schon 
im ersten Beispiel, so handelt es sich auch hier 
um ein generelles Problem, das überall auf-
taucht. Auch in diesem Bereich ist (wie in je-
dem anderen) noch keine endgültige Lösung 
gefunden, doch lohnt es sich sehr wohl, hier 
weiterzuarbeiten.
Wenden wir uns nun dem internationalen Be-
reich zu, und stellen wir einen Vergleich zwi-
schen der EWG und dem COMECON an. Wir 

haben bereits darauf hingewiesen, daß beide 
Gemeinschaften bestrebt sind, das Problem der 
horizontalen Arbeitsteilung unter ihren Mit-
gliedstaaten in den Griff zu bekommen. Die 
eine möchte aus der Kooperation Nutzen zie-
hen, aus dem vergrößerten Umfang, ohne daß 
dabei der eine Mitgliedstaat den anderen be-
herrscht. Die andere wünscht Austausch und 
Kooperation, aber unter der Bedingung der 
Gleichheit und des beiderseitigen Nutzens30 ). 
Dabei unterscheiden sich jedoch die Maßnah-
men, die in Verfolg des jeweiligen Ziels er-
griffen werden, in einer Weise, welche sich aus 
der allgemeinen Natur der beiden Systeme ab-
leiten läßt. So wird die horizontale Arbeits-
teilung in der EWG zum Teil mit beiderseiti-
ger Durchdringung, sich überschneidenden und 
gemeinsamen Investitionen erreicht, zum Teil 
durch die Schaffung recht starker supranationa-
ler Institutionen, welche die Eliten der einzel-
nen Mitgliedsländer miteinander verbinden. 
Im COMECON wird das Ziel der horizontalen 
Arbeitsteilung mit einem viel geringeren Grad 
der Vermischung verfolgt: Die industrielle Ko-
operation sieht so aus, daß die Produktionsfak-
toren, die in einem Land vorhanden sind, auch 
Eigentum dieses Landes sind, was durchaus mit 
gemeinsamen Investitionen vereinbar ist, zu-
gleich aber bedeutet, daß die sozialistische 
Wirtschaftsintegration auf völlig freiwilliger 
Basis voranschreitet, nicht mit der Schaffung 
supranationaler Organe einhergeht und die 
Fragen der nationalen Planung, der Finanz-
und Kostenberechnung oder der Organisa-
tionen nicht berührt.

30) In dem Enonc des principes (siehe Anmer-
kung 20) werden diese Bedingungen ebenfalls zum 
Prinzip der Ost-West-Kooperation erhoben. Die 
Schwierigkeit ist nur, daß sie im kapitalistischen 
und im sozialistischen Wirtschaftssystem unter-
schiedlich interpretiert werden.
31) Seit der Krise im Jahre 1965, als Frankreich die 
EWG boykottierte.

Vom Standpunkt der EWG bedeutet dies we-
nig oder gar keine Integration, und es erhebt 
sich die Frage, ob für den COMECON nicht 
einige der in de
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r EWG praktizierten supra-
nationalen Kooperationsformen interessant 
sein könnten, zumal es immer offenkundiger 
wird, daß es in den Bereichen, welche die „ele-
mentaren nationalen Interessen" berühren, tat-
sächlich ein nationales Vetorecht gibt ).
Auf der anderen Seite stellt sich die Frage, ob 
die EWG nicht in den Beziehungen der COME-
CON-Länder untereinander Elemente finden 
könnte, die es wert wären, übernommen zu 
werden. Ein Beispiel: Als die DDR Polen den 
Vorschlag machte, daß arbeitslose polnische 
Arbeiter in die DDR kommen und dort, wo 



Arbeitskräftemangel herrscht, in Fabriken ar-
beiten könnten — ein Verfahren, das in den 
meisten EWG-Ländern so gehandhabt wird, 
daß sie Südeuropäer aus Nichtmitglieds- oder 
Mitgliedsländern beschäftigen, z. B. Italiener 
— wurde sie abgewiesen. Man fand folgende 
Lösung: In Polen werden Fabriken gebaut, die 
den polnischen Arbeitskräfteüberschuß auf-
nehmen, und die DDR ist aufgefordert, die pol-
nischen Erzeugnisse — nicht die Arbeits-
kräfte — zu kaufen. Die positiven Folgen in 
bezug auf eine gerechtere Verteilung sind of-
fenkundig, daß wir die Praxis des COMECON 
in diesem speziellen Bereich als gegenüber der 
EWG-Methode weiter fortgeschritten bezeich-
nen würden; denn in der EWG vollzieht sich 
im Grunde einfach das, was seit eh und je den 
Kapitalismus ausmacht — der freie Fluß der 
Produktionsfaktoren mit dem Ziel des optima-
len Produktionsausstoßes, wobei der Begriff 
des „Optimums" eng umrissen ist.
Eine typische Reaktion auf solche Vorschläge 
wäre, die Errungenschaften der anderen Seite 
herabzusetzen, indem man entweder bestrei-
tet, daß es Errungenschaften sind, oder leug-
net, daß sie systemimmanent sind. Derlei Ein-
stellungen mögen z. T. berechtigt sein, sind 
aber nicht sehr fruchtbar. Wir können mit 
Sicherheit annehmen, daß es noch auf Jahre 
hinaus Leute geben wird, die darauf beharren, 
es gebe per definitionem nichts von der an-
deren Seite zu lernen; es wird Leute geben, 
die sagen: wenn wir ein Element aufnehmen, 
dann wird dies unser ganzes System umstür-
zen, und es wird Leute geben, die sagen: wenn 
man der anderen Seite erlaubt, dies oder das 
zu lernen, dann wird sie zu gefährlich werden. 
Aber es wird auch eine (vielversprechend 
wachsende) Anzahl von Leuten geben, welche 
die — selbst bei unterschiedlichen Systemen 
vorhandenen — gemeinsamen Ziele hervor-
heben werden und den Lerneifer und die Fä-
higkeit besitzen, sich neue Erkenntnisse anzu-
eignen und sich anzupassen. Für diese Leute 
sind die folgenden Absätze bestimmt; die an-
deren brauchen sie nicht zu lesen.
Unser erster konkreter Vorschlag wäre, den 
Rahmen für die Diskussion, die ernsthafte Dis-
kussion solcher Fragen, zu erstellen. Es ist ein 
Affront, eine Beleidigung für die Völker Eu-
ropas, daß solche Diskussionen meistens den 
Sachverständigen und sogenannten Gesprä-
chen am runden Tisch vorbehalten sind, daß 
sie sich in Fachzeitschriften verstecken, die der 
Allgemeinheit nur sehr selten zugänglich sind 
und sie nie zur Mitwirkung auffordern. Das 
läßt sich nur zum Teil damit begründen, daß 
die Fragen entweder selbst zu emotional be-
setzt oder von höchst emotional besetzten 

Nebenfragen überschattet waren. Vielmehr 
sind beide Teile Europas auch in dieser Hin-
sicht gefährlich selbstgenügsam geworden. 
Verschiedene Formen marxistisch-liberaler 
Auseinandersetzungen — sofern das überhaupt 
der richtige Ausdruck ist — finden innerhalb 
der Blöcke statt. Zwischen den Blöcken ist nur 
Raum für höchst konkrete „kleine Schritte', 
die oft so klein sind, daß überhaupt nichts ge-
schieht. Das gegenseitige Kritisieren, ja Be-
schimpfen hält an, manchmal sogar im alten 
Stil; aber dies ist kein Dialog, sondern haupt-
sächlich nach innen gesprochen, keineswegs 
eine Bitte um Antwort. Ein ernsthaftes Zwie-
gespräch findet praktisch nicht statt.
Keine der beiden Seiten fürchtet die Diskus-
sion. Wir denken hier jedoch nicht an Diskus-
sionen unter Staatsmännern; ihr Beruf liegt 
nicht in diesem Bereich. Was wirklich nötig ist, 
ist die Diskussion zwischen Intellektuellen, Ar-
beitern, Studenten, jedermann aus Ost und 
West. Mehrere Foren bieten sich an:
— Gesamteuropäisches Fernsehen, TV-Diskus-

sionen oder zumindest gemeinsame Funk-
und Fernsehsendungen in den blockfreien 
Ländern;

— Zeitungsdiskussionen, vielleicht zunächst in 
den Zeitungen der blockfreien Länder, spä-
ter dann in größerem Rahmen;

— öffentliche Versammlungen mit Diskussion, 
mit anderen Worten, eine öffentliche Ver-
sion solcher überaus nützlichen Konferen-
zen, wie sie sehr häufig für Wissenschaft-
ler z. B. auf dem Gebiet der internationa-
len Beziehungen veranstaltet werden;

— Jugendlager, deren Teilnehmerkreis so 
breit angelegt ist wie bei den vor Jahren 
stattfindenden Weltjugendfestspielen und 
die mehr den neutralen Tenor einer Kon-
ferenz haben.

Wir könnten uns auch noch weitere Schritte 
vorstellen. Im Detail: In das Netz der gesamt-
europäischen Institutionen könnte eine Kom-



künftige Möglichkeiten für eine verstärkte 
Kooperation besser antizipieren zu können. 
Ferner würde sie sich mit den Gleichartigkei-
ten der europäischen Gesellschaften beschäfti-
gen, um den Kooperationsrahmen zu erwei-
tern, sowie mit den Verschiedenartigkeiten, 
um sich ein klareres Bild darüber zu machen, 
inwieweit beide Seiten bereit und fähig sind, 
voneinander zu lernen. Keineswegs hätte 
diese Kommission die Aufgabe, einen Entwurf 
für die zukünftige europäische Gesellschaft 
zu erstellen. Wir könnten uns im Gegenteil 
eine viel erfolgversprechendere Aufgabe den-
ken, nämlich, einige Vorstellungen darüber zu 
entwickeln, auf welche Weise die Koexistenz 
der beiden Systeme eines Tages für jeden 
Europäer — wie auch für Nichteuropäer — 
zur Quelle einer viel reicheren Lebenserfah-
rung werden könnte, indem die Vielfalt (mit 
Ausnahme von Formen, die gegen die Huma-
nität verstoßen) bewahrt wird und die Mög-
lichkeiten, sich aus dem einen Teil Europas in 
den anderen zu begeben, gesteigert werden. 
Der Austausch von Studenten und Arbeitern, 
von 
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Planem, von Landwirten — von allen 
Menschen, die mehr über die Funktionsweise 
des anderen „Systems" erfahren möchten —, 
dies wären die wichtigsten Bausteine für das 
zukünftige Europa, und sie sind durchaus nicht 
utopisch ).
In diesem kategorialen Rahmen könnte be-
gonnen werden, wirklich neue Formen der 
Ost-West-Kooperation in Europa zu ersinnen. 
Hierzu könnte zum Beispiel eine von Ost und 
West' gemeinsam betriebene Versuchsanlage 
als Experiment im Bereich der industriellen 
Organisationen gehören. Die Möglichkeit ge-
samteuropäischer Unternehmen in einzelnen 
ausgewählten Bereichen, nicht nur auf den 
konventionellen Gebieten der Energieversor-
gung, des Transports und Verkehrs, sondern 
auch im Bereich der Publikation — z. B. der 
Ost-West-Dialoge — fiele ebenfalls in diese

32) Zu einer interessanten, aber nicht sehr voraus-
schauenden Analyse der Möglichkeiten für eine 
kulturelle Kooperation zwischen Ost und West 
siehe den Bericht „Europäische Sicherheit und Zu-
sammenarbeit", hrsg. vom Politischen Club Berlin, 
Berlin 1971.

Kategorie. Auch ein gemeinsames Forschungs-
zentrum zur Untersuchung der Zukunftsfragen, 
das keinen so formellen Charakter hätte wie 
die oben genannte Kommission, könnte ohne 
weiteres entstehen, sobald das erforderliche 
„grüne Licht" in der Politik erst einmal gege-
ben ist. Eine weitere Möglichkeit wäre eine 
gesamteuropäische Universität, die nicht zu 
den rasch entstehenden Weltuniversitäten in 
Konkurrenz tritt, sondern vielmehr einer von 
ihnen als regionale Tochter angegliedert wäre. 
Das alte Problem, ob eine solche Universität 
die Form eines konkreten gesamteuropäischen 
Campus annehmen oder ein Netz von koope-
rierenden Universitäten (bzw. eher Instituten) 
sein sollte, könnte am besten mit einem 
„Sowohl-als-auch" gelöst werden.
Sehr wichtig in diesem Bereich wäre die nach-
drückliche Forderung nach sinnvollen gemein-
schaftlichen und nicht-ausbeuterischen Ent-
wicklungsprojekten. Die Länder der Dritten 
Welt (vor allem die weniger entwickelten und 
abhängigen kapitalistischen Länder) haben 
ein Recht darauf, zwischen den verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten desselben Problems zu 
wählen, und nicht auf die Lösung festgelegt zu 
werden, die eine Nation entwickelt und auf 
dem bilateralen Weg der technischen Hilfe 
übermittelt hat.
Westeuropa muß noch viel, lernen, wo es dar-
um geht, technische Hilfe in einer einheit-
lichen, die' Unabhängigkeit fördernden Form 
zu leisten; Osteuropa hätte vielleicht in bezug 
auf effiziente Organisationen noch etwas zu ler-
nen. Aber dieses allgemeine Problem kann nur 
innerhalb der von einem konkreten Projekt 
gezogenen Grenzen sinnvoll erörtert und wei-
terentwickelt werden.
Begnügen wir uns mit diesen Hinweisen auf 
neue Bereiche der Kooperation, in denen nicht 
so sehr die Gleichartigkeiten, als vielmehr die 
Verschiedenartigkeiten der beiden Systeme im 
Hinblick auf ihr friedensförderndes Potential 
genutzt werden. Am Ende ist dies vielleicht die 
wahre Lösung des Problems der Herbeifüh-
rung einer Symbiose mit Symmetrie. Aber dies 
wird Zeit brauchen, dies wird ein Prozeß sein 
müssen.



XI. Schlußfolgerung: Kooperation und Koexistenz

In der Einleitung erwähnten wir, daß dieses 
Programm nicht auf dem Gedanken der Kon-
vergenz, sondern der Interdependenz der bei-
den Systeme beruht. Die gängige Redewen-
dung, die im sozialistischen Europa benutzt 
und allmählich auch vom kapitalistischen Eu-
ropa übernommen wird, bringt dies gut zum 
Ausdruck: aktive friedliche Koexistenz der 
Länder mit unterschiedlichen Gesellschaits- und 
Wirtschaftsordnungen. Wie ist diese Formulie-
rung konkret zu interpretieren, ohne daß eine 
Text- und historische Analyse vorgenommen 
werden soll?

Erstens kommt in dieser Formulierung zum 
Ausdruck, daß eine Kooperation zwischen un-
terschiedlichen Systemen nicht nur möglich, 
sondern sogar wünschenswert ist. Das bedeu-
tet, daß die Konvergenz der beiden Systeme 
oder die plötzliche Veränderung eines der 
Systeme in Richtung auf das andere keine not-
wendige Bedingung für eine „aktive friedliche 
Koexistenz" ist. Um den Grad der zwischen 
ihnen stattfindenden Interaktion zu steigern, 
brauchen die Systeme sich nicht auf halbem 
Wege oder auf dem Boden des einen von bei-
den zu treffen. Dies sollte mithin als ein Stand-
punkt betrachtet werden, der sich sowohl ge-
gen die Konvergenzthese als auch gegen die 
These vom drohenden Zusammenbruch des 
Systems der anderen Seite richtet.

Zweitens bedeutet dies aber genauso wenig, 
daß jede der beiden Seiten annehmen muß, ihr 
eigenes oder das andere System werde auf 
ewig Bestand haben. Beide Seiten werden 
wahrscheinlich darin übereinstimmen, daß 
jedes System dem „Gesetz des Wandels" 
unterliegt — ob dies nun dialektisch geschehen 
wird oder nicht. Aber in dem Begriff „fried-
liche Koexistenz" steckt explizit der Gedanke, 
daß, welcher Wandel auch immer sich in einem 
„System" vollzieht, er der anderen Seite nicht 
aufgezwungen werden darf. Es soll eine Politik 
der „Nichteinmischung", des „Nichtangriffs" 
verfolgt werden, ja, es soll sogar Regeln der 
Koexistenz, des Wohlverhaltens geben. 
Welche Veränderung auch immer eintritt, sie 
soll das Ergebnis wahrhaft innerer Entwick-
lungsprozesse sein. Man mag derlei Prozesse 
für zwangsläufig oder vermeidbar halten, doch 
darum geht es hier nicht. Ein System mag der 
Ansicht sein, es werde das andere überleben, 
ja sogar „beim Begräbnis des anderen zugegen 
sein“ können (was etwas ganz anderes ist als 
die so häufig vorkommende Übersetzung „das 

andere System begraben" dies sollen 
innere Prozesse sein, ob sie nun als der Gesell-
schaftsordnung inhärent oder als Ergebnis der 
individuellen oder kollektiven Willensent-
scheidung betrachtet werden.
Drittens (und vielleicht überinterpretieren wir 
hier): Wenn die Koexistenz aktiv sein soll, 
dann muß ein Element des Austausches und 
der Kooperation vorhanden sein, andernfalls 
wäre sie eine passive friedliche Koexistenz, 
ein bloßes Nebeneinanderherexistieren, wie 
bei Eisenbahnschienen. Aber Austausch und 
Kooperation müssen bis zum gewissen Grade 
von dem Gedanken des komparativen Nut-
zens getragen sein, was wiederum bedeuten 
muß, daß die andere Seite etwas besitzen muß, 
das zu erwerben sich lohnt. In Zeiten, in 
denen beide Systeme aufeinander herabblik-
ken, werden sie meistens auch bestreiten, daß 
das, was sie von der anderen Seite zu erwer-
ben wünschen, auf deren System zurüdezu-
führen ist. Der Westen wird sich bemühen, 
vom Osten Nahrungsmittel und Rohstoffe zu 
bekommen, und diese werden ungeachtet des 
Systems wahrscheinlich immer die gleichen 
sein. Der Osten wird wohl bestrebt sein, vom 
Westen Technologie zu erwerben, zugleich 
aber die fortgeschrittene Technologie des 
Westens nicht als eine Frucht des Kapitalismus 
ansehen, sondern als einen frühen Erfolg auf 
dem Gebiet der Industrialisierung, der den 
imperialistischen Verhältnissen zu verdanken 
ist. Es erübrigt sich zu sagen, daß diese Ein-
stellung nicht gerade so fruchtbar ist, daß man 
auf ihr eine sinnvolle Kooperation aufbauen 
könnte. Viel fruchtbarer wäre es, wenn beide 
Seiten in der Lage Wären, nach systemimma-
nenten Entwicklungen auf der anderen Seite 
Ausschau zu halten — wie im vorhergehen-
den Abschnitt erwähnt —, ohne daß dies zur 
Konvergenz führte.
Denn Konvergenz ist beklagenswert nicht nur 
vom Standpunkt der beiden Systeme, die 
jedes für sich von ihrer eigenen Überlegen-
heit in bestimmten grundlegenden und grund-
sätzlichen Dingen überzeugt sind. Konvergenz 
wäre auch im Hinblick auf den Pluralismus 
zu beklagen, im Hinblick darauf, daß Konver-

33) Offensichtlich werden diejenigen, die davon 
überzeugt sind, daß „der osteuropäische Sozialis-
mus ein höheres Stadium der gesellschaftlichen 
Entwicklung darstellt als der westeuropäische Kap1' 
talismus" jede Form der Konvergenz als einen 
Rückfall auf einen niedrigeren Entwicklungsstan 
ansehen.



genz nach einer Seite oder zur Mitte ein 
Europa zur Folge hätte, das weniger reich an 
sozialer Erfahrung wäre. Wir sollten sogleich 
hinzufügen, daß dies keine Entschuldigung 
für menschenfeindliche Regime wie das fa-
schistische und nationalsozialistische System 
ist; es ist kein Plädoyer für ein Europa, das 
einem Warenhaus gleicht, dessen Sortiment 
alle möglichen Regime aufweist. Es ist ein 
Plädoyer für eine — in Grenzen gehaltene — 
Vielfalt.
Vielleicht kann man es folgendermaßen for-
mulieren: Zwei Hauptziele sind für einen gro-
ßen Teil des gesamten politischen Strebens 
der Menschen Leitbilder gewesen: egalite und 
liberte (der dritte Teil des Wahlspruches aus 
der Französischen Revolution, fraternite — 
oder Solidarität — ist vielleicht eher als Mit-
tel oder konstituierendes Element für die 
ersten beiden zu verstehen). Sowohl die so-
zialistischen Volksdemokratien im Osten als 
auch die kapitalistischen parlamentarischen 
Demokratien im Westen Europas stellen den 
Versuch dar, diese Ziele zu erreichen. Bisher 
mag es wohl so sein, daß Osteuropa mehr für 
die Gleichheit als die Freiheit und West-
europa mehr für die Freiheit als die Gleich-

heit getan hat. Sprecher beider Seiten mögen 
die Zulässigkeit dieses Vergleichs bestreiten 
und zudem darauf hinweisen, daß die Begriffe 
in den beiden Systemen wohl einen unter-
schiedlichen Bedeutungsinhalt haben. Gleich-
viel, die beiden Teile Europas sind aus der-
selben jahrhundertealten Tradition von Zwie-
tracht und Harmonie, Zerstörung und schöpfe-
rischem Wiederaufbau hervorgegangen, und 
es wäre sonderbar, wären ihre Hauptziele 
nicht irgendwie die gleichen und sollten sie 
nicht eine breite Basis für die Kooperation ab-
geben.

Im Laufe dieser Kooperation werden neue 
Ziele auftauchen, neue Systeme geschaffen 
werden; die heutigen Systeme werden über-
wunden werden, wie sie sich ja selbst auch 
von den vorhergehenden unterscheiden. Es 
besteht keine Gefahr der Konvergenz: die 
Realität des menschlichen Lebens ist dafür zu 
vielfältig. Die einzige reale Gefahr liegt in der 
Versteinerung der derzeitigen Systeme; diese 
Gefahr zu überwinden und zugleich der Sache 
des Friedens einen Dienst zu erweisen, war 
der Sinn und die Absicht der hier vorgetra-
genen Gedanken.



Trends im innereuropäischen Handel

Den besten Einblick in den innereuropäischen 
Handel gewinnt man durch das Studium des 
„Analytical Report on the State of Intra-
European Trade" 4), eines Berichts, den die 
Wirtschaftskommission für Europa 1970 er-
stellte und der auch Angaben der OECD ent-
hält. Der Bericht bezieht sich auf den Zeitraum 
von 1957 bis 1967. Hier einige der wichtigsten 
Ergebnisse:
1, Teilt man Europa in EWG, EFTA, übriges 
Westeuropa und Osteuropa — wobei Finnland 
nicht zur EFTA gezählt und der innerdeutsche 
Handel ausgeklammert wird -—, dann läßt sich 

34) Dokumente E/ECE/761/Zusatz 1, 12. Februar 
1970, S. 51, 52, 57, 60 und 66. 35) Ebenda, S. 60.

Welt, mit anderen Worten, Westeuropa besitzt 
eine bestimmte allgemeine Importstruktur, die 
sich nicht ändert. Als Folge davon war die 
zweitgrößte Diskrepanz 1967 zwischen dem 
Handel innerhalb Westeuropas und den WE-
Importen aus OE festzustellen. Dieses Bild 
wird noch deutlicher, wenn man es über einen 
Zeitraum betrachtet: Die beiden Handels-
ströme, zwischen denen 1967 die größte Dis-
krepanz bestand, standen auch 1957 an der 
Spitze der Diskrepanzskala, nur noch nicht so 
hoch, d. h., die Entwicklung läuft mit schnellen 
Schritten in die Richtung einer erhöhten Dis-
krepanz.
3. Präziser ausgedrückt, sieht der Handels-
strom zwischen West- und Osteuropa, aufge-
schlüsselt nach den großen Warenklassen, so 
aus wie in der Tabelle A (vgl. S. 29) ).35

Die Diskrepanz ist sehr groß und erinnert an 
eine koloniale Handelsstruktur. Darüber hinaus 
entwickelt sich der Handelsstrom von WE noch 
OE dynamisch und läuft auf eine Steigerung 
der Industriegüterexporte hinaus; beim Han-
delsstrom von OE nach WE ist eine ganz 
leichte Bewegung in dieselbe Richtung zu ver-
zeichnen. Der unter Punkt 2 genannte Ver-
gleichsmaßstab der beiden Handelsströme 
stieg von 76,8 % im ersten auf 95,0 % im zwei-
ten Zeitraum.
4. Diese Tendenz wird noch deutlicher, wenn 
wir uns den Anteil der Fertigwaren am Ge-
samtexport ansehen. Der Anteil der Fertig-
waren am Gesamtexport der EWG nach OE 
stieg im Zeitraum 1957—1967 von 78,6 auf 
90,4 Prozent, während er innerhalb Osteuropas 
nur einen Anstieg von 53,5 auf 70,6 Prozent zu 
verzeichnen hatte. Die EWG ist zugleich der 
einzige Handelsraum, der in der genannten 
Periode keinerlei Neigung zeigt, den Anteil 
der aus OE importierten Fertigwaren zu er-
ihen (gleichbleibend 26,7 °/o), während alle 
anderen Anteile an Fertigwaren aus anderen 
Handeisräumen gestiegen sind.
5. Wenden wir unsere Aufmerksamkeit von 
den Fertigwaren ab und den forschungsinten-
siven Erzeugnissen zu, dann bietet sich hier 
dasselbe allgemeine Bild: diese Erzeugnisse 
sind „primär im östlich orientierten Handels-35





strom wichtig". So betrug der Anteil bestimm-
ter forschungsintensiver Erzeugnisse nach
Angaben der OECD

1964 1968
bei Importen aus der 

Sowjetunion: 0,6 °/o 1,20/0
bei Exporten in die 

Sowjetunion: 12,2 ®/o 18,1 0/0
bei Importen aus dem 

übrigen OE: 3,4 0/0 3,7 0/0
bei Exporten in das übrige OE: 15,7 % 17,7 %

Wieder ist das Bild ganz; eindeutig: grobe
Diskrepanzen zwischen den beiden Handels-
strömen und wesentlich weniger Dynamik im 
Handelsstrom von Ost nach West. Zudem ist 
dieses Bild für die Sowjetunion noch ausge-
prägter als für das übrige Osteuropa. Hinter 
den existierenden Veränderungen steht natür-
lich ein entscheidender Faktor: die Entspan-
nung der Handelsbeziehungen unter strate-
gischem Gesichtspunkt.
In einem Artikel des polnischen Volkswirt-
schaftlers Soldaczuk 36 ) taucht dasselbe Bild 
auf, nur, daß er andere Jahreszahlen heran-
zieht (Tabelle B). Die Bilder gleichen sich so-
wohl im Hinblick auf die Zusammensetzung 
als auch die Dynamik des Handels.
Den gleichen Eindruck gewinnt man, wenn 
man die EWG-Statistik studiert37). Aus ihren 
Daten geht hervor, daß der Anteil der Nah-
rungsmittelexporte der COMECON-Länder in 
die EWG (besonders nach Westdeutschland 
und Italien) von 22,4 Prozent im Jahre 1958 

36) Josef Soldaczuk, „Handel Wschod-Zachod", 
Sprawy Miedzynarodowe, September 1971, S. 41, 45.
37) EWG-Kommission, Dokument XI/16 243/70-F.

38) Angaben vom Hamburger Abendblatt, 19. Au-
gust 1970.
39) Angaben von Annual Statistics of Polish 
Foreign Trade, Warschau 1970/71.

auf 24,8 Prozent im Jahre 1969 stieg, was 
einem absoluten Wert von 152 Mio Dollar 
bzw. 604 Mio Dollar entspricht. Auf der ande-
ren Seite stieg der Handel mit Waren der 
SITC-Kategorien 6, 7 und 8 zwischen 1958 
und 1969 von 20,9 auf 27,4 Prozent, aber die 
SITC-Warenklassen 5 bis 8 in umgekehrter 
Richtung machten 90 Prozent des EWG-COME-
CON-Handels von West nach Ost aus.

Spezifizieren wir nun weiter und werfen wir 
einen Blick auf das wichtigste Land der EWG, 
die Bundesrepublik Deutschland, dann finden 
wir dort interessante Einzelheiten in der 
Struktur ihres Osthandels (ohne innerdeut-
schen Handel). Er weist einen beträchtlichen 
Anstieg auf: von 1,9 Mrd. DM im Export und 
1,6 Mrd. DM im Import des Jahres 1959 auf 
5,1 bzw. 4,0 Mrd. DM im Jahre 1969. Davon 
entfielen (1969) auf die Sowjetunion 32 Pro-
zent; dann folgten die Tschechoslo

38

wakei mit 
17 Prozent, Polen und Rumänien mit je 13 
Prozent und China mit 11 Prozent. Am wich-
tigsten ist dabei jedoch die Zusammensetzung 
des Osthandels (Tabelle C) ).
Sie läßt sich kurz auf folgende Formel brin-
gen: die BRD liefert Maschinen und Geräte 
und bekommt dafür landwirtschaftliche Erzeug-
nisse und Rohstoffe.
1969 machte der Osthandel nur 4 Prozent des 
Gesamthandels der BRD aus. Das ist etwa 

39

so 
viel wie der Handel eines Landes wie Polen 
(Tabelle D) ) mit der BRD allein (ohne den 
Handel mit dem übrigen Westeuropa).



Der Aufsatz unternimmt es, nachzuweisen, daß der Frieden eine bestimmte Struktur der 
gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse voraussetzt, daß aber diese Struktur 
in Europa zwischen Ost und West bis jetzt noch nicht geschaffen worden ist. Die Ver-
träge von Moskau und Warschau sowie das Berlinabkommen und die gegenwärtigen 
innerdeutschen Verhandlungen sind insofern wichtig, als sie gewisse Probleme, die 
der Zweite Weltkrieg hinterlassen hat, klären und den territorialen Status quo be-
stätigen; zur Schaffung einer Friedensstruktur können sie allein jedoch nicht beitragen. 
Verhandlungen über eine Rüstungskontrolle können nur dazu helfen, das Rüstungs-
gleichgewicht zu festigen; Abrüstungsverhandlungen waren bis jetzt ein Fehlschlag 
und werden das weiterhin sein, solange nicht die gegenwärtige Struktur des Nicht-
Friedens verändert ist.
Obwohl der Handel zwischen Ost und West zunimmt, besitzt er immer noch die unaus-
geglichene Tendenz, daß Rohstoffe und Nahrungsmittel vom Osten gegen industrielle 
Fertigwaren aus dem Westen eingehandelt werden. Mehr noch, mit der raschen Inte-
gration und Expansion der Europäischen Gemeinschaften hat ein „Integrationswettlauf“ 
eingesetzt, der auch den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe verfestigt. Es besteht die 
Gefahr, daß dieser Wettlauf die gesamteuropäische Zusammenarbeit zu sehr schwächen 
wird, um einen friedenssichernden Effekt haben zu können.
Es gibt noch viele Möglichkeiten, die für eine verbesserte und bedeutsamere Zusam-
menarbeit in Ost und West genutzt werden könnten. Vor allem aber sollte gemeinsam 
über die Zukunft der europäischen Wirtschaftssysteme und eine aktive, friedliche Ko-
existenz diskutiert werden.

Hinweis
Herr Timothy W. Mason bat die Redaktion, folgende Richtigstellung abzudrucken:
„In der Anmerkung 27, S. 40 meines Beitrages ,Zur politischen Relevanz historischer 
Theorien’ (B 20/72 vom 13. Mai 1972) habe ich behauptet, die Deutsche Bank unterhielte 
in Bühlerhöhe ein Erholungsheim, von wo aus Herr William Petschek seinen Brief zur 
Entlastung von Herrn Abs im Prozeß gegen Herrn Czichon und den Pahl-Rugenstein 
Verlag verfaßt habe. Das ist, wie ich jetzt von zuverlässiger Seite erfahren habe, nicht 
richtig; Die Deutsche Bank unterhält in Bühlerhöhe kein Erholungsheim. Ich bedaure 
diesen Irrtum."
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